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Gesundheitsfragen

REGIERUNG VON OBERBAYERN

Vollzug des Arzneimittelgesetzes (AMG)

Allgemeinverfügung zum Inverkehrbringen von digi-
toxinhaltigen und digoxinhaltigen Arzneimitteln auf 
Grundlage des § 79 Abs. 5 AMG

Bekanntmachung vom 18. September 2026
Aktenzeichen ROB-55Ph-2676.Ph_03-4-9

Die Regierung von Oberbayern erlässt auf der Grundlage des 
§ 79 Abs. 5 des Arzneimittelgesetzes (AMG) in Verbindung mit 
der Bekanntmachung des Bundesministeriums für Gesundheit 
(BMG) vom 01.09.2026 (Banz AT 08.09.2026 B4) sowie in 
Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 2 der Verordnung über die 
Zuständigkeiten der Arzneimittelüberwachungsbehörden und 
zum Vollzug des Samenspenderregistergesetzes sowie des 
Gendiagnostikgesetzes (ZustVAMÜB) für die Regierungs-
bezirke Oberbayern, Niederbayern und Schwaben folgende 
Allgemeinverfügung:

1.	 Den Inhabern einer Erlaubnis nach § 1 Apothekengesetz 
(ApoG), nach § 16 ApoG (Zweigapotheken) und nach § 14 
ApoG (Krankenhausapotheken, krankenhausversorgende 
Apotheken) wird gestattet, digitoxinhaltige und digoxinhaltige 
Arzneimittel, denen die gemäß §  21 AMG erforderliche 
Arzneimittelzulassung fehlt, in den Geltungsbereich des AMG 
zu verbringen und dort in Verkehr zu bringen. 

2.	 Die unter Nummer 1 genannten Personen sowie Einrich-
tungen können dabei von folgenden Vorgaben des Arznei-
mittelgesetzes abweichen:

	 Soweit im Rahmen der Gestattung nach Nummer 1 Arznei-
mittel aus Drittländern in den Geltungsbereich des Arznei-
mittelgesetzes eingeführt werden, bedarf es entgegen § 72 
Abs. 1, § 73 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AMG keiner Einfuhrerlaubnis.

	 Beim Inverkehrbringen der unter Nummer 1 genannten 
Arzneimittel darf von den Vorgaben der §§ 10 Abs. 1 und 
11 Abs. 1 AMG mit der Maßgabe abgewichen werden, dass 
die für die sichere Anwendung notwendigen Informationen 
in deutscher Sprache in geeigneter Weise dem Arzneimittel 
beigefügt werden. Alternativ können die für die sichere An-
wendung notwendigen Informationen in deutscher Sprache 
digital zum Abruf zur Verfügung gestellt werden. In diesem 
Fall ist dem Arzneimittel ein Hinweis auf die Abrufmöglichkeit 
beizufügen. 

3.	 Die Einfuhr ist beschränkt auf den Fall, dass pharmazeu-
tische Unternehmer oder Arzneimittelgroßhändler nicht oder 
nicht in ausreichendem Umfang in der Lage sind, den deut-
schen Markt mit in Deutschland zugelassenen oder aufgrund 
der Gestattung zum Inverkehrbringen durch eine zuständige 
Landesbehörde verkehrsfähigen digitoxinhaltigen und digoxin-
haltigen Arzneimitteln zu beliefern. Arzneimittel, die sich in 
klinischen Prüfungen befinden, sind nicht von der Gestattung 
umfasst.

4.	 Die Einfuhr von Arzneimitteln auf der Grundlage dieser 
Allgemeinverfügung ist der Regierung von Oberbayern als 
der nach §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Nr. 1 ZustVAMÜB zuständigen 
Arzneimittelüberwachungsbehörde unverzüglich anzuzeigen.

5.	 Die Gestattung gilt längstens bis zu einer Bekannt-
machung des BMG nach § 79 Abs. 5 AMG, dass der o. g. 
Versorgungsmangel nicht mehr vorliegt. 

6.	 Diese Allgemeinverfügung ergeht unter dem Vorbehalt 
des Widerrufes.

7.	 Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung 
einer Auflage bleibt ausdrücklich vorbehalten.

8.	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Ver-
öffentlichung auf der Internetseite der Regierung von Ober-
bayern als bekannt gegeben.

Hinweis

Die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und Klage 
entfällt gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Verwaltungsgerichts-
ordnung (VwGO) in Verbindung mit § 79 Abs. 6 Satz 2 AMG.

Begründung 

I.

Mit Bekanntmachung nach § 79 Abs. 5 S. 1 AMG vom 
01.09.20026, veröffentlicht im BAnz AT 08.09.2026 B4, hat 
das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) Folgendes 
festgestellt: „Es besteht nach Mitteilung des Bundesinstituts für 
Arzneimittel und Medizinprodukte in Deutschland ein Versor-
gungsmangel mit digitoxinhaltigen als auch mit digoxinhaltigen 
Arzneimitteln. Bei digitoxinhaltigen und digoxinhaltigen Arznei-
mitteln handelt es sich um Arzneimittel zur Behandlung lebens-
bedrohlicher kardiologischer Erkrankungen. Eine alternative 
gleichwertige Arzneimitteltherapie steht nicht zur Verfügung.“ 
Diese Feststellung ermöglicht es den zuständigen Behörden 
der Länder, nach Maßgabe des § 79 Absatz 5 und 6 AMG im 
Einzelfall ein befristetes Abweichen von den Vorgaben des 
AMG zu gestatten.

Vor dem Hintergrund des festgestellten Versorgungsmangels 
soll es die Allgemeinverfügung ermöglichen, dass Apotheken, 
Zweigapotheken, krankenhausversorgende Apotheken und 
Krankenhausapotheken digitoxinhaltige und digoxinhaltige 
Arzneimittel importieren können, die in Deutschland zwar nicht 
zugelassen sind, jedoch in dem Staat rechtmäßig in Verkehr 
gebracht werden dürfen, aus dem sie in den Geltungsbe-
reich des AMG verbracht werden, oder wenn die zuständige 
Bundesoberbehörde festgestellt hat, dass die Qualität der 
Arzneimittel gewährleistet ist und ihre Anwendung nach den 
Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft ein positives 
Nutzen-Risiko-Verhältnis zur Vorbeugung oder Behandlung der 
jeweiligen Erkrankung erwarten lässt. 
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II.

Die Allgemeinverfügung beruht auf § 79 Abs. 5 S. 1, 4 AMG. 
Danach kann die Regierung von Oberbayern als zuständige 
Arzneimittelüberwachungsbehörde für die Regierungsbezirke 
Oberbayern, Niederbayern und Schwaben im Falle eines Ver-
sorgungsmangels der Bevölkerung mit Arzneimitteln, die zur 
Vorbeugung oder Behandlung lebensbedrohlicher Erkrankun-
gen benötigt werden, im Einzelfall ein befristetes Abweichen 
von Erlaubnis- oder Genehmigungserfordernissen oder von 
anderen Verboten nach dem Arzneimittelgesetz gestatten.

Die hierfür erforderliche Feststellung des Bundesministeriums 
für Gesundheit nach § 79 Abs. 5 Satz 5 AMG liegt durch 
Bekanntmachung vom 01.09.2026, im Bundesanzeiger 
veröffentlicht am 08.09.2026 (BAnz AT 08.09.2026 B4), vor. 
Die Verbringung des o. g. Produktes fällt damit unter die Aus-
nahmeermächtigung für Krisenzeiten gem. § 79 Abs. 5 AMG.

1.	 Genehmigt wird die Einfuhr von digitoxinhaltigen und 
digoxinhaltigen Arzneimitteln. Die Einfuhr ist beschränkt auf 
den Fall, dass pharmazeutische Unternehmer oder Arznei-
mittelgroßhändler nicht oder nicht in ausreichendem Umfang 
in der Lage sind, den deutschen Markt mit in Deutschland 
zugelassenen oder aufgrund der Gestattung zum Inverkehr-
bringen durch eine zuständige Landesbehörde verkehrsfähigen 
digitoxinhaltigen und digoxinhaltigen Arzneimitteln zu belie-
fern. Auf der Grundlage einer Gestattung einer zuständigen 
Behörde eines anderen Landes für einen Import eines vom 
Engpass betroffenen Arzneimittels aufgrund des § 79 Abs. 5 
Satz 4 AMG sind für den dort ansässigen Importeur die von 
der Gestattung erfassten Arzneimittel im gesamten Geltungs-
bereich des Arzneimittelgesetzes verkehrsfähig. Dies dient 
insbesondere der Beschleunigung des weiteren Vertriebs 
nach dem Import.

Diese Allgemeinverfügung lässt die Möglichkeit des Einzel-
imports nach § 73 Abs. 3 AMG unangetastet.

2.	 Um die Patientensicherheit bei der Anwendung dieser 
Arzneimittel zu gewährleisten, sind grundsätzlich eine Kenn-
zeichnung sowie eine Packungsbeilage in deutscher Sprache 
erforderlich. Das Erfordernis einer Kennzeichnung sowie 
einer Packungsbeilage in deutscher Sprache kann jedoch 
oftmals nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 
erfüllt werden. Daher können die für die sichere Anwendung 
notwendigen Informationen alternativ auch in digitaler Form 
zum Abruf zur Verfügung gestellt werden. Wird die Möglichkeit 
einer digitalen Information genutzt, so muss dem Arzneimittel 
ein Hinweis auf die Abrufmöglichkeit beigefügt werden, bei-
spielsweise in Form eines Aufklebers mit einem QR-Code. Die 
Patientensicherheit bleibt gewährleistet, weil die für die sichere 
Anwendung notwendigen Informationen den anwendenden 
Ärztinnen und Ärzten in jedem Fall verständlich in deutscher 
Sprache zur Verfügung stehen. Es wird allerdings davon 
ausgegangen, dass die große Mehrheit der Anwenderinnen 
und Anwender über Möglichkeiten verfügt, die Informationen 
in digitaler Form abzurufen. 

Die Importe sind den für die Überwachung nach AMG zustän-
digen Behörden unverzüglich anzuzeigen, damit behördlich 
nachvollziehbar bleibt, welche konkreten Arzneimittel importiert 
wurden. 

3.	 Allgemeinverfügung gilt längstens bis zu einer Bekannt-
machung des BMG nach § 79 Abs. 5 AMG, dass der o. g. 
Versorgungsmangel nicht mehr vorliegt. Diese Geltungsdauer 
ist erforderlich, da es sich bei digitoxinhaltigen und digoxinhalti-
gen Arzneimitteln um Arzneimittel handelt, die zur Vorbeugung 
oder Behandlung lebensbedrohlicher Erkrankungen benötigt 
werden. Eine alternative gleichwertige Arzneimitteltherapie 
steht nach Mitteilung des BMG nicht zur Verfügung. Eine 
kürzere Befristung erweist sich für die Importeure insofern 
als problematisch, als der Arzneimittelimport jeweils einen 
gewissen Vorlauf braucht und die Beschaffung und Lager-
haltung von größeren Mengen Planbarkeit voraussetzen. Die 
Gestattung der Einfuhr von digitoxinhaltigen und digoxinhal-
tigen Arzneimitteln endet in jedem Fall mit dem Zeitpunkt, an 
dem das BMG bekannt gibt, dass ein Versorgungsmangel 
im Sinne des § 79 Abs. 5 Satz 1 AMG nicht mehr vorliegt. 
Die auflösende Bedingung begründet sich damit, dass die 
Grundlage für die Allgemeinverfügung nur solange gegeben 
ist, wie ein vom BMG festgestellter und im Bundesanzeiger 
bekannt gegebener Versorgungsmangel vorliegt.

4.	 Der Widerrufsvorbehalt aufgrund Art. 36 Abs. 2 Nr. 3 
BayVwVfG ermöglicht es der Behörde ggf. kurzfristig zu rea-
gieren, wenn dies insbesondere aus Gründen der Arznei- 
mittelsicherheit erforderlich sein sollte.

5.	 Der Auflagenvorbehalt beruht auf Art. 36 Abs. 2 Nr. 5 
BayVwVfG. Aufgrund der hohen Aktualität ist derzeit fortlau-
fend mit neuen Bewertungen des Versorgungsmangels im 
Zusammenhang mit digitoxinhaltigen und digoxinhaltigen 
Arzneimitteln zu rechnen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen Form* Klage erhoben werden. Die Klage 
ist an das Verwaltungsgericht zu richten, in dessen Bezirk 
der Beschwerte seinen Sitz oder Wohnsitz hat.

Für Kläger mit Sitz oder Wohnsitz im Regierungsbezirk 
Oberbayern ist die Klage zu erheben bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München 
in 80335 München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Für Kläger mit Sitz oder Wohnsitz im Regierungsbezirk 
Niederbayern ist die Klage zu erheben bei dem
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Kommunalverwaltung

ZWECKVERBAND STAATLICHE WEITERFÜHRENDE 
SCHULEN IN UNTERSCHLEIßHEIM

Satzung zur Änderung und Neufassung der Verbands-
satzung des Zweckverbandes „Staatliche weiterfüh-
rende Schulen in Unterschleißheim“

Vom 28. Juli 2026

I.

Der Zweckverband „Staatliche weiterführende Schulen 
in Unterschleißheim“ erlässt aufgrund des Art. 44 Abs. 1 
des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. Juni 1994 (GVBl. S. 555, 1995 S. 98, BayRS 2020-6-
1-I), das zuletzt durch die §§ 7 und 8 des Gesetzes vom 
28. Juli 2026 (GVBl. S. 374) geändert worden ist, folgende 
Satzung zur Änderung und Neufassung seiner Verbands-
satzung:

A.	 Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Name und Sitz

(1)	 Der Zweckverband führt den Namen „Staatliche wei-
terführende Schulen in Unterschleißheim“.

(2)	 Der Zweckverband hat seinen Sitz in Unterschleißheim.

§ 2
Verbandsmitglieder

(1)	 Verbandmitglieder sind:

a)	 die Gemeinde Oberschleißheim und die Stadt Unter-
schleißheim (Verbandsgemeinden)

b)	 der Landkreis München

(2)	 Weitere Gebietskörperschaften können in den Zweck-
verband aufgenommen werden.

§ 3
Aufgaben und Wirkungsbereich

(1)	 Der Zweckverband hat die Aufgabe, für eine staatliche 
Realschule und ein staatliches Gymnasium in Unterschleiß-
heim sowie für weitere staatliche Realschulen und Gym-
nasien im Gebiet der Verbandsgemeinden den Aufwand 
nach dem jeweils geltenden Schulfinanzierungsgesetz zu 
tragen, soweit dieser nicht vom Staat zu übernehmen ist.

(2)	 Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes 
ergibt sich aus der Erfüllung seiner Aufgabe nach Absatz 
1 im Gebiet der Verbandsmitglieder.

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg 
in 93047 Regensburg
Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg
Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg

Für Kläger mit Sitz oder Wohnsitz im Regierungsbezirk 
Schwaben ist die Klage zu erheben bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg 
in 86152 Augsburg
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

*Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 
nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig.

München, 18. September 2026 
Regierung von Oberbayern

Dr. Konrad Schober 
Regierungspräsident



Oberbayerisches Amtsblatt Nr. 24 vom 18. September 2026288	

(3)	 Der Verbandsvorsitzende, der oder die Stellvertreter 
und die übrigen Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. Ihre 
Entschädigung richtet sich nach Art. 30 Abs. 2 KommZG.

(4)	 Für die Amtszeit der bestellten Verbandsräte gilt die 
Regelung des Art. 31 Abs. 4 KommZG.

§ 7
Einberufung der Verbandsversammlung

(1)	 Die Verbandsversammlung wird vom Verbandsvorsit-
zenden unter Angabe der Tagesordnung, des Ortes und 
der Zeit der Sitzung schriftlich oder elektronisch einberufen. 
Die Ladung muss so rechtzeitig erfolgen, dass zwischen 
ihrem Zugang und dem Tag der Sitzung ein Zeitraum von 
mindestens einer Woche liegt. In dringenden Fällen kann 
der Verbandsvorsitzende die Frist auf 24 Stunden abkür-
zen; die Abkürzung der Frist auf weniger als drei Tage ist 
auf Fälle unabweisbarer Notwendigkeit zu beschränken.

(2)	 Die Verbandsversammlung muss mindestens einmal 
jährlich einberufen werden. Sie muss ferner einberufen 
werden, wenn es die Verbandsräte eines Mitgliedes unter 
Angabe der Beratungsgegenstände beantragen. Ebenso 
können diese Verbandsräte beantragen, dass bestimmte 
Beratungsgegenstände in die Einladung nach Abs. 1 auf-
genommen werden.

(3)	 Die Aufsichtsbehörde ist vom Verbandsvorsitzenden 
rechtzeitig unter Beifügung der Tagesordnung zu benach-
richtigen. Ihre Vertreter haben das Recht, an der Verbands-
versammlung teilzunehmen. Auf Antrag ist ihnen das Wort 
zu erteilen.

(4)	 Der für Schulangelegenheiten zuständige Referent 
des Landratsamtes München und die Schulleiter werden 
zu den Sitzungen eingeladen und angehört, sofern die 
Verbandsversammlung nicht für den Einzelfall etwas an-
deres beschließt.

(5)	 Die Sitzungen der Verbandsversammlung werden 
vom Verbandsvorsitzenden oder – im Falle seiner Ver-
hinderung – vom stellvertretenden Verbandsvorsitzenden 
geleitet. Er bestimmt zur Aufnahme der Niederschrift einen 
Protokollführer, der nicht Mitglied der Verbandsversamm-
lung sein muss.

§ 8
Aufgaben der Verbandsversammlung

(1)	 Die Verbandsversammlung hat über die Angelegen-
heiten des Zweckverbandes zu beschließen, soweit nicht 
der Verbandsvorsitzende oder der Verbandsausschuss 
zuständig ist.

Der Verbandsversammlung sind insbesondere vorbehalten:

a)	 Wahl des oder der stellvertretenden Verbandsvorsitzen-
den aus der Mitte der Verbandsversammlung;

b)	 der Beschluss über den Austritt von Verbandsmitglie-
dern und die Aufnahme neuer Mitglieder;

c)	 die Änderung der Verbandssatzung und die Auflösung 
des Zweckverbandes; 

§ 4
Gemeinnützigkeit

(1)	 Der Zweckverband verfolgt ausschließlich und unmit-
telbar nur den in § 3 dieser Satzung festgelegten gemein-
nützigen Zweck. Der Zweckverband ist selbstlos tätig und 
verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(2)	 Mittel des Zweckverbandes dürfen nur für die sat-
zungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Verbands-
mitglieder erhalten keine Gewinnanteile oder sonstige 
Zuwendungen aus Mitteln des Zweckverbandes.

(3)	 Die Verbandsmitglieder erhalten bei Ausscheiden aus 
dem Zweckverband oder bei der Auflösung des Zweckver-
bandes nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile und 
den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen.

(4)	 Der Zweckverband darf keine Person durch Ausgaben, 
die dem Zweckverband fremd sind oder durch unverhält-
nismäßig hohe Vergütung begünstigen.

(5)	 Bei Auflösung des Zweckverbandes ist das Vermögen 
für steuerlich begünstigte Zwecke zu verwenden. Ein künf-
tiger Beschluss des Zweckverbandes über die Verwendung 
des Vermögens darf erst nach Einwilligung des Finanzam-
tes ausgeführt werden.

B. Verfassung und Verwaltung

§ 5
Verbandsorgane

Organe des Zweckverbandes sind:

a)	 die Verbandsversammlung
b)	 der Verbandsvorsitzende
c)	 der Verbandsausschuss

§ 6
Zusammensetzung der Verbandsversammlung
Rechtsstellung der Verbandsräte

(1)	 In die Verbandssammlung entsenden die Gemeinde 
Oberschleißheim zwei Verbandsräte, die Stadt Unter-
schleißheim vier Verbandsräte einschließlich des Ver-
bandsvorsitzenden und der Landkreis München vier 
Verbandsräte.

(2)	 Die Verbandsräte der Verbandsgemeinden und des 
Landkreises München haben je eine Stimme in der Ver-
bandsversammlung. Die Stimmen der Verbandsräte des 
Landkreises München können nur einheitlich abgegeben 
werden. Zu diesem Zweck haben sich die Verbandsräte 
des Landkreises München vor der Abstimmung über die Art 
der Stimmabgabe zu einigen. Kommt eine Einigung nicht 
zustande, so entscheidet die Mehrheit der anwesenden 
Verbandsräte des Landkreises München. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet der Landrat, falls er Verbandsrat ist; 
ist der Landrat nicht Verbandsrat, so entscheidet ein vom 
Landkreis zu bestimmender Verbandsrat.
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d)	 der Beschluss über die Haushaltssatzung, über die 
Nachtragshaushaltssatzungen sowie die Beschluss-
fassung über die Aufnahme von zusätzlichen Krediten 
während der vorläufigen Haushaltsführung;

e)	 die Beschlussfassung über den Finanzplan;
f)	 die Feststellung der Jahresrechnung oder des Jahres-

abschlusses und die Entlastung;
g)	 der Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Ge-

schäftsordnung für die Verbandsversammlung;
h)	 der Abschluss von Kreditverträgen und ähnlichen 

Rechtsgeschäften;
i)	 die Erteilung der Planungsaufträge für die Errichtung, 

Erweiterung oder wesentliche Änderung der Schulan-
lagen;

j)	 die Vergabe von Bauaufträgen und Leistungen mit 
einem Wert von mehr als 300.000,- €

k)	 der Beschluss über eine wiederkehrende außerschu-
lische Nutzung der Schulanlagen;

l)	 die Bestellung und Abberufung des Geschäftsleiters.

(2)	 Beschlüsse nach Abs. 1 Buchst. b, c, d, e, i und j bedür-
fen einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmäßigen 
Stimmenzahl.

§ 8a
Zuständigkeit des Verbandsausschusses

Der Verbandsausschuss ist zuständig für die Vergabe von 
Bauaufträgen und Leistungen mit einem Wert zwischen 
100.000,- € und 300.000,- € brutto.

§ 9
Beschlüsse und Wahlen der Verbandsversammlung

(1)	 Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn 
sämtliche Verbandsräte ordnungsgemäß geladen sind 
und die erschienenen stimmberechtigten Verbandsräte 
die Mehrheit der Stimmen haben. Wird wegen Beschluss-
unfähigkeit, die nicht auf der persönlichen Beteiligung der 
Mehrheit der Verbandsräte beruht, eine neue Verbands-
versammlung über denselben Gegenstand innerhalb von 
vier Wochen einberufen, so ist die Verbandsversammlung 
ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Stimmen be-
schlussfähig; auf diese Folge ist in der zweiten Einladung 
ausdrücklich hinzuweisen.

(2)	 Beschlüsse der Verbandsversammlung werden in offe-
ner Abstimmung mit einfacher Mehrheit der anwesenden 
Stimmen gefasst, soweit in dieser Satzung oder durch Ge-
setz nichts anderes bestimmt ist. Bei Stimmengleichheit ist 
der Antrag abgelehnt. Stimmenthaltung ist nicht zulässig.

(3)	 Für Wahlen gelten Art. 33 Abs. 3 und 4 KommZG.

(4)	 Über die Verhandlungen der Verbandsversammlung 
ist eine Ergebnisniederschrift aufzunehmen und vom 
Verbandsvorsitzenden und Protokollführer zu unter-
zeichnen. Abschriften der Niederschrift sind den Verbands-
mitgliedern, den Verbandsräten und der Aufsichtsbehörde 
zu übersenden.

§ 10
Verbandsvorsitzender

(1)	 Verbandsvorsitzender ist der jeweilige 1. Bürgermeister 
der Stadt Unterschleißheim. Sein oder seine Stellvertreter 
werden aus der Mitte der Verbandsversammlung gewählt.

(2)	 Der Verbandsvorsitzende beruft die Verbandsversamm-
lung zu den Sitzungen ein und bereitet ihre Beschlüsse vor. 
Er vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung.

(3)	 Der Verbandsvorsitzende erledigt in eigener Zuständig-
keit die Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung 
dem 1. Bürgermeister zukommen. Er vertritt den Zweck-
verband nach außen.

(4)	 Durch Beschluss der Verbandsversammlung können 
dem Verbandsvorsitzenden unbeschadet des Art. 34 Abs. 2 
KommZG und des § 8 Abs. 1 Satz 2 dieser Satzung weitere 
Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung übertragen 
werden.

(5)	 Bei der Erfüllung seiner Aufgaben kann sich der Ver-
bandsvorsitzende eines von der Verbandsversammlung zu 
ernennenden oder einzustellenden Geschäftsleiters und 
weiterer Hilfskräfte bedienen.

§ 10a
Der Verbandsausschuss

(1)	 Der Verbandsauschuss besteht aus drei Mitgliedern. 
Die Verbandsversammlung entsendet je einen Vertreter der 
Verbandsgemeinden und einen Vertreter des Landkreises 
München in den Ausschuss. Der Ausschussvorsitzende, 
die Ausschussmitglieder und ihre Stellvertreter müssen 
der Verbandsversammlung als Verbandsrat angehören 
und werden von der Verbandsversammlung per Beschluss 
ernannt.

(2) 	Die Bestellung der Ausschussmitglieder gilt für die  
Dauer ihrer Zugehörigkeit zur Verbandsversammlung 
jeweils während einer Wahlzeit des Gemeinderats bzw. 
Kreistags. Die Bestellten können nur aus wichtigen Grün-
den von der Verbandsversammlung abberufen werden.

(3)	 Im Ausschuss haben die Vertreter des Landkreises 
München und der Stadt Unterschleißheim jeweils zwei 
Stimmen, der Vertreter der Gemeinde Oberschleißheim 
eine Stimme.

§ 10b
Einberufung des Verbandsausschusses

(1)	 Für die Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsaus-
schusses gelten die Bestimmungen für die Verbandsver-
sammlung entsprechend.

(2)	 Die Ladungsfrist bestimmt sich nach § 7 Abs. 1 der 
Verbandssatzung

§ 11
Geschäftsstelle und Geschäftsleiter

(1)	 Der Zweckverband unterhält eine Geschäftsstelle.  
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festgelegten Schlüssel. Bei der Größe der jeweiligen 
Schulgrundstücke ist von den Richtlinien für den Bau von 
Realschulen und Gymnasien auszugehen.

(2)	 Zum einmaligen Aufwand einer Schulanlage zählen die 
Kosten für Neu- und Ersatzneubauten, Erweiterungs- und 
Umbaumaßnahmen sowie Generalsanierungen, Aufwen-
dungen für Container und Raumanmietungen, Kosten der 
Erstausstattung und das Schulgrundstück. 

(3)	 Soweit die Gesamtkosten für den einmaligen Aufwand 
nicht durch Zuschüsse, Beihilfen und freiwillige Leistungen 
irgendwelcher Art gedeckt werden, sind sie von den Ver-
bandsmitgliedern wie folgt aufzubringen:

3.1	 Der Landkreis München trägt:

a)	 70 % der zuweisungsfähigen Baukosten nach den 
Richtlinien für die staatlichen Beihilfen zu kommunalen 
Baumaßnahmen sowie 70 % der nicht zuweisungsfähi-
gen Kosten; das gilt für die erstmalige Errichtung einer 
Schule, für Erweiterungsbauten (bauliche Erweiterung 
der Nutzfläche einer bestehenden Schule) und Ersatz-
neubauten;

	 Diese Regelung gilt für die Baumaßnahmen, deren 
Inbetriebnahme nach dem 01.01.2023 erfolgen.

	 Das Schulgrundstück muss ohne finanzielle Beteiligung 
des Landkreises eingebracht werden.

b)	 100 % der tatsächlichen Baukosten für Umbaumaßnah-
men und Generalsanierungen – jeweils inkl. energe-
tisch begründeter Baumaßnahmen –, der Kosten von 
Anlagen zur Stromerzeugung mit Nutzung regenera-
tiver Energieträger im Eigenbetrieb bei bestehenden 
Bauten und Neubauten sowie der erforderlichen Auf-
wendungen für Container und Raumanmietungen und 
der Abbruchkosten.

c)	 50 % der Zinsen für Zwischenfinanzierungen, die wegen 
nicht rechtzeitiger Gewährung staatlicher Zuschüsse 
vom Zweckverband aufgenommen werden müssen.

d)	 70 % der nicht zuweisungsfähigen Kosten rückwirkend 
für seit dem 01.01.2018 durchgeführte bzw. begonnene 
Schulbaumaßnahmen unter Berücksichtigung einer 
25-jährigen Abschreibung.

	 Dabei wird wie folgt vorgegangen:
	 Es werden 70 % der nicht zuweisungsfähigen Bau-

kosten um die Abschreibungsbeträge der jeweiligen 
Jahre reduziert. Die Abschreibung wird linear ermittelt 
und beginnt mit dem Folgejahr der Inbetriebnahme, 
also frühestens ab dem Jahr 2019. 

3.2	Die Verbandsgemeinden tragen die übrigen Kosten des 
einmaligen Aufwandes im Sinne des Absatzes 2.

a)	 Die Abrechnung über die Kosten erfolgt fünf Jahre 
nachdem die Baumaßnahmen nach Ziffer 3.1a) dem 
Schulbetrieb zur Verfügung gestellt werden nach fol-
gendem Verteilerschlüssel:

Die Geschäftsstelle wird vom Verbandsvorsitzenden ge-
leitet, solange kein Geschäftsleiter durch Beschluss der 
Verbandsversammlung bestellt ist. Die Geschäftsstelle 
unterstützt den Verbandsvorsitzenden nach seinen Wei-
sungen bei den laufenden Verwaltungsgeschäften.

(2)	 Nach Bestellung eines Geschäftsleiters können die-
sem durch Beschluss der Verbandsversammlung mit 
Zustimmung des Verbandsvorsitzenden Zuständigkeiten 
des Verbandsvorsitzenden zur selbständigen Erledigung 
übertragen werden. Der Geschäftsleiter nimmt an den 
Sitzungen der Verbandsversammlung beratend teil.

§ 11a
Dienstkräfte des Zweckverbandes

(1)	 Der Zweckverband hat das Recht, Dienstherr von 
Beamten zu sein.

(2)	 Die Verbandsversammlung ist zuständig, 

a)	 die Beamten des Zweckverbandes ab Besoldungs-
gruppe A 9 zu ernennen, zu anderen Dienstherren 
abzuordnen oder zu versetzen, in den Ruhestand zu 
versetzen und zu entlassen.

b)	 die Beschäftigten des Zweckverbandes ab Entgelt-
gruppe 9 TVöD einzustellen, höher zu gruppieren und 
zu kündigen.

(3)	 Für Beamte bis zur Besoldungsgruppe A 8 und für 
Beschäftigte bis zur Entgeltgruppe 8 TVöD obliegen die 
in Abs. 2 genannten personalrechtlichen Befugnisse dem 
Verbandsvorsitzenden.

(4)	 Der Verbandsvorsitzende führt die Dienstaufsicht über 
die Dienstkräfte des Zweckverbandes. Er ist Dienstvorge-
setzter der Beamten.

(5)	 Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine 
bisherigen Aufgaben auf eine andere juristische Person 
des öffentlichen Rechts mit Dienstherreneigenschaft über-
gehen, so sind die Beamten und Versorgungsempfänger 
des Zweckverbandes vom Landkreis zu übernehmen. 

C. Wirtschafts- und Haushaltsführung

§ 12
Anzuwendende Vorschriften

Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit 
oder diese Satzung nicht anderes bestimmen, gelten für die 
Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckverbandes 
die Vorschriften über die Gemeindewirtschaft entspre-
chend. Der Zweckverband ist Mitglied beim Bayerischen 
Kommunalen Prüfungsverband.

§ 13
Deckung des einmaligen Aufwandes

(1)	 Die Stadt Unterschleißheim stellt die erschlossenen 
Schulgrundstücke zur Verfügung. Die entstandenen Kos-
ten für den Erwerb und die Erschließung (BBauG) tragen 
die Verbandsgemeinden entsprechend dem unter Abs. 3 
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	 Jede Verbandsgemeinde trägt den Kostenanteil, der 
sich aus dem Verhältnis der Gesamtschülerzahl ihrer 
Gemeinde in den vergangenen fünf Schuljahren zu 
der Gesamtschülerzahl aller Verbandsgemeinden im 
selben Zeitraum errechnet. Zur Ermittlung der Gesamt-
schülerzahlen sind die jeweils am amtlichen Stichtag 
(1. Oktober) des laufenden Schuljahres vorhandenen 
Schülerzahlen zu addieren.

b)	 Die Abrechnung über die Kosten der Baumaßnahmen 
nach Ziffer 3.1 b) mit dem Landkreis München erfolgt 
fünf Jahre nach Fertigstellung der Baumaßnahmen. Bei 
Baumaßnahmen, die innerhalb eines Haushaltsjahres 
abgeschlossen werden bzw. für den Schulbetrieb zur 
Verfügung stehen, erfolgt die Abrechnung im darauf-
folgenden Haushaltsjahr. Ziffer 3.2 c) Satz 1, 2 und 4 
gelten entsprechend.

c)	 Vorschüsse auf die Leistungen nach Nr. 3.2.a) werden 
entsprechend dem Baufortschritt als vorläufige Umlage 
in der Haushaltssatzung für jedes Jahr festgesetzt. Sie 
werden nach Rechnungsstellung durch den Zweck-
verband fällig. Die Abschlagszahlungen sind in der 
Höhe nach entsprechend dem in Ziffer 3.2.a) und b) 
festgelegten Verteilerschlüssel mit der Maßgabe zu 
bestimmen, dass sich der von den Verbandsgemein-
den aufzubringende Anteil nach der Schülerzahl zum 
1. Oktober des Vorjahres richtet.

	 Auf einen Zinsausgleich wird verzichtet.

d)	 Bei Baumaßnahmen nach Ziffer 3.1.a), die innerhalb 
eines Haushaltsjahres abgeschlossen werden bzw. 
für den Schulbetrieb zur Verfügung stehen, erfolgt die 
Kostenverteilung gem. Ziffer 3.2.c) Satz 3 und 4.

§ 14
Deckung des laufenden Sachbedarfs

(1)	 Der laufende Sachbedarf umfasst den Aufwand für die 
Bewirtschaftung und den Unterhalt der Schulanlage – auch 
der Einheiten, die nicht schulaufsichtlich genehmigt sind, 
aber der Schule zur Nutzung überlassen werden –, die 
Ersatzbeschaffung und die Ergänzung der Erstausstattung 
und deren Instandhaltung, den Aufwand für das Hausperso-
nal sowie die übrigen regelmäßigen wiederkehrenden Auf-
wendungen, die bei staatlichen weiterführenden Schulen 
nach den Bestimmungen des Schulfinanzierungsgesetzes 
in seiner jeweiligen Fassung vom Schulaufwandsträger 
erbracht werden müssen. Ferner zählen hierzu der not-
wendige Verwaltungsaufwand und die von den Verbands-
mitgliedern beschlossenen Aufwendungen außerhalb des 
Schulfinanzierungsgesetzes (sog. freiwillige Leistungen).

Die Kosten für die Ergänzung der Erstausstattung werden 
erstmals nach fünf Jahren, nachdem die erste Abschluss-
klasse die Schule verlassen hat, übernommen; bei Erwei-
terungs- und Ersatzneubauten erstmals nach zehn Jahren, 
nachdem der Erweiterungs- bzw. Ersatzneubau in Betrieb 
genommen wurde.

Zum laufenden Sachaufwand im Sinne dieser Satzung zählt 
ferner der notwendige Verwaltungsaufwand (sämtlicher 
Personal- und Sachaufwand der Verbandssitzgemeinde, 

Honorarkosten für die externe Unterstützung im Rahmen 
des Bauunterhalts) des Zweckverbandes, der mit einer 
jährlichen Pauschale abgegolten wird.

(2)	 Ab dem Jahr 2026 wird bis zur Festsetzung einer neu-
en Verwaltungskostenpauschale ein Betrag von jährlich 
100.000,- € gewährt.

(3)	 Der durch Einnahmen (beispielsweise Gastschulbei-
träge, Zuschüsse und Spenden Dritter) nicht gedeckte 
Bedarf wird vom Landkreis München getragen.

§ 15
Haushaltssatzung

Der Vorsitzende gibt den Entwurf der Haushaltssatzung 
rechtzeitig, jedoch mindestens einen Monat vor dem 
Beschluss über die Haushaltssatzung den Verbandsmit-
gliedern bekannt.

§ 16
Jahresrechnung und Prüfung

(1)	 Der Verbandsvorsitzende legt die Rechnung der Ver-
bandsversammlung vor, die sie überprüft (örtliche Rech-
nungsprüfung) und dann feststellt. Die Prüfung kann auf 
Beschluss der Verbandsversammlung ein aus ihrer Mitte 
zu bestellender Rechnungsprüfungsausschuss vornehmen. 
Vor der Prüfung ist das Revisionsamt des Landkreises 
München zu hören.

(2)	 Nach Feststellung der Jahresrechnung beschließt die 
Verbandsversammlung gemäß Art. 102 GO in öffentlicher 
Sitzung auch über die Entlastung. Die Verpflichtung des 
Verbandsvorsitzenden, die überörtliche Rechnungsprüfung 
nach den gesetzlichen Bestimmungen zu veranlassen, 
bleibt davon unberührt.

§ 17
Kassenverwaltung

Für die Führung der Kassengeschäfte errichtet der Zweck-
band eine eigene Kasse, die von der Stadt Unterschleiß-
heim geführt wird. Die zum Rechnungswesen gehörenden 
Aufgaben werden von der Geschäftsstelle des Zweckver-
bandes wahrgenommen.

§ 18
Auflösung des Zweckverbandes

(1)	 Die Auflösung des Zweckverbandes erfolgt durch Be-
schluss der Verbandsversammlung, der einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl bedarf. 
Hierfür ist außerdem die Genehmigung der Regierung von 
Oberbayern erforderlich (Art. 48 Abs. 1 Nr. 3 KommZG).

(2)	 Zum Zeitpunkt der Auflösung des Zweckverbandes 
hat die Stadt Unterschleißheim dem Landkreis München 
sowie der Gemeinde Oberschleißheim eine Entschädigung 
(Zeitwert) für die auf den Schulgrundstücken vorhandenen 
baulichen Anlagen nach dem Verhältnis ihrer Beteiligung 
an den Baukosten zu zahlen.
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ZWECKVERBAND ZUR GEMEINSAMEN ABWASSER-
BESEITIGUNG IN DEN GEMEINDEN RUND UM DEN 
STARNBERGER SEE

Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensat-
zung zur Entwässerungssatzung des Zweckverbandes 
zur gemeinsamen Abwasserbeseitigung in den Ge-
meinden rund um den Starnberger See KdöR

Vom 2. Juli 2026

Der Zweckverband zur gemeinsamen Abwasserbeseitigung 
in den Gemeinden rund um den Starnberger See erlässt 
aufgrund Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 (GVBl. S. 555, 
1995, S. 98, BayRS 2020-6-1-I), das zuletzt durch § 4 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert 
worden ist, in Verbindung mit Art. 23 Satz 1 der Gemeinde-
ordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), 
die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 
2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, und aufgrund 
§ 11 Abs. 1 der Verbandssatzung gemäß Beschluss der 
Verbandsversammlung vom 2. Juli 2026 die folgende Sat-
zung zur Änderung seiner Beitrags- und Gebührensatzung 
zur Entwässerungssatzung:

§ 1

Die Verbandsversammlung beschließt, eine Satzung zur 
Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Ent-
wässerungssatzung des Abwasserverbandes Starnberger 
See (BGS/EWS) zu erlassen und dabei die Beitrags- und 
Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung des Ab-
wasserverbandes Starnberger See vom 18. November 
2021 (OBABl S. 278), zuletzt geändert durch Satzung vom 
30. Oktober 2025 (OBABl S. 336), wie folgt zu ändern:

1.	 In § 14a Absatz 3 Satz 1 wird nach den Wörtern „Vor-
auszahlungen in Höhe eines Drittels“ die Wörter „des 
Jahresverbrauchs“ eingefügt. 

2.	 In § 14a Absatz 3 Satz 2 wird nach den Wörtern „Vor-
auszahlungen in Höhe eines Drittels“ die Wörter „des 
Jahresverbrauchs“ eingefügt. 

§ 2

Die Änderungen der Satzung treten am Tag nach ihrer 
Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft.

Starnberg, 2. Juli 2026
Zweckverband zur gemeinsamen Abwasserbeseitigung in 
den Gemeinden rund um den Starnberger See 

Rainer Schnitzler
Erster Bürgermeister und Verbandsvorsitzender

Zusätzlich erhält die Gemeinde Oberschleißheim eine 
Entschädigung, die ihrem Anteil an den Erwerbskosten an 
dem Grundstück, bezogen auf den durch ein Gutachten 
festzustellenden Zeitwert, entspricht. Im Übrigen regelt sich 
die Abwicklung nach Art. 47 KommZG.

(3)	 Bei Austritt eines Verbandsmitgliedes findet eine Ab-
wicklung (Art. 47 Abs. 6 Satz 2 KommZG) unter entspre-
chender Anwendung des § 18 Abs. 2 dieser Satzung statt.

§ 19
Änderung der Verbandssatzung

Der Beitritt, der Austritt, der Ausschluss und die außeror-
dentliche Kündigung von Verbandsmitgliedern sowie die 
Änderung der Verbandsaufgabe bedürfen der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde. Sonstige Satzungsänderungen 
sind der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.

§ 20
Bekanntmachung

(1)	 Die Satzung und ihre Änderungen werden gem. Art. 21 
Abs. 1 Satz 1 und Art. 48 Abs. 3 KommZG im Amtsblatt der 
Regierung von Oberbayern bekannt gemacht.

(2)	 Die Verbandsmitglieder sollen in der für die Bekannt-
machung ihrer Satzungen vorgesehenen Form auf die 
Veröffentlichung nach Abs. 1 hinweisen.

(3)	 Die Veröffentlichung sonstiger Bekanntmachungen wird 
durch die Geschäftsordnung geregelt.

§ 21
Anwendbarkeit des KommZG

Soweit die Satzung keine abweichenden Bestimmungen 
enthält, sind die Vorschriften des Gesetzes über die kom-
munale Zusammenarbeit in der jeweils gültigen Fassung 
anzuwenden.

§ 22 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 2026 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung des Zweckverbandes vom 
26. September 2024 (OBABl S. 359) außer Kraft.

Unterschleißheim, 28. Juli 2026
Zweckverband „Staatliche weiterführende Schulen 
in Unterschleißheim“

Christoph Böck
Verbandsvorsitzender

II.

Der Zweckverband hat die vorstehende Satzung der  
Regierung von Oberbayern gemäß Art. 48 Abs. 2 KommZG 
angezeigt. Die Satzung wird hiermit gemäß Art. 48 Abs. 3 
Satz 1 KommZG amtlich bekannt gemacht.
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ZWECKVERBAND ZUR GEMEINSAMEN ABWASSERBESEITIGUNG IN DEN GEMEINDEN RUND UM DEN  
STARNBERGER SEE

Satzung zur Änderung der Kostensatzung des Zweckverbandes zur gemeinsamen Abwasserbeseitigung in den 
Gemeinden rund um den Starnberger See KdöR

Vom 2. Juli 2026

Der Zweckverband zur gemeinsamen Abwasserbeseitigung in den Gemeinden rund um den Starnberger See KdöR erlässt 
aufgrund von Art. 22 Abs. 2, Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 (GVBl. S. 555, 1995, S. 98, BayRS 2020-6-1-I), das zuletzt durch § 4 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, in Verbindung mit Art. 23 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, 797, 
BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, 
und Art. 20 Abs. 1 des Kostengesetzes (KG) vom 20. Februar 1998 (GVBl. S. 43, BayRS 2013-1-1-F), das zuletzt durch 
§ 1 des Gesetzes vom 25. Juli 2025 (GVBl. S. 254) geändert worden ist, und aufgrund § 11 Abs. 1 der Verbandssatzung 
gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 2. Juli 2026 folgende Satzung zur Änderung seiner Kostensatzung: 

§ 1

Die Anlage 1 zur Kostensatzung des Zweckverbandes zur gemeinsamen Abwasserbeseitigung in den Gemeinden rund 
um den Starnberger See in der Fassung vom 18. November 2021 (OBABl S. 282) wird wie folgt neu gefasst:

Anlage 1 zur Satzung über die Erhebung von Kosten für Amtshandlungen im eigenen Wirkungskreis des Abwasser-
verbandes Starnberger See KdöR vom 2. Juli 2026

Kostenverzeichnis des Abwasserverbandes Starnberger See KdöR

Tarif-
gruppe

Tarif
Nr.

Unter-
Nr. (AV)

Gegenstand Gebühr / €

03 Finanzverwaltung

031 Anmahnung rückständiger Beträge

031.1 Mahngebühren 10

70 Allgemeine Amtshandlungen

700 Befreiung vom Anschluss- und/oder Benutzungs-
zwang

40 bis 400

701 Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung aufgrund einer 
Satzung

40 bis 1 250

702 Nachträgliche Auflagen, Rücknahme bzw. Widerruf 
einer Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung nach 
Tarif-Nr. 701

40 bis 600

703 Anordnung zur Erfüllung einer satzungsmäßigen 
Verpflichtung

40 bis 600

Besondere Amtshandlungen

76 Sonstige öffentliche Einrichtungen 
(einschließlich Abwasserbeseitigung)

767 Anordnung für den Einzelfall 40 - 600

768 Leitungsauskünfte 25 bis 300
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76.01 Prüfung und Genehmigung der Herstellung und 
Änderung von Grundstücksentwässerungsanlagen 
sowie von Abweichungen (Tekturen)

5 v. T. der Bau-
kosten, mindes-
tens 600 €;
in einfachen 
Fällen kann die 
Gebühr bis auf 
die Hälfte er-
mäßigt werden

762.02 Prüfung und Genehmigung von Bestandsplänen 40 bis 600

76.03 Androhung und Durchführung von Verwaltungszwang
a)	 Androhung von Zwangsmitteln, soweit sie nicht 

mit dem Verwaltungsakt verbunden sind, durch 
den die Handlung, Duldung oder Unterlassung 
aufgegeben wird

b)	 Anwendung des Zwangsmittels Ersatz- 
vornahme

40 bis 400

40 bis 1 000

76.04 Ortsbesichtigung auf Antrag oder erneute Ortsbesich-
tigung wegen Versäumnis eines vereinbarten Orts-
termins zur Überwachung entwässerungstechnischer 
Baumaßnahmen

90 - 700

76.05 Genehmigung der Einleitung häuslichen Abwassers 100 bis 600

76.06 Genehmigung der Einleitung gewerblichen, industri-
ellen oder sonstigen nichthäuslichen Abwassers mit 
Abwasserbehandlungsanlage

100 bis 1 000

76.07 Widerruf von Einleitungsgenehmigungen 40 bis 300

760 Genehmigung der Benutzung von Einschüttstellen 10 bis 200

763 Überprüfung der vorgelegten Unterlagen zu einer 
Fettabscheideranlage

10 bis 300

761 Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage 10 bis 300

§ 2

Die Änderungen der Satzung treten am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft.

Starnberg, 2. Juli 2026
Zweckverband zur gemeinsamen Abwasserbeseitigung in 
den Gemeindenrund um den Starnberger See 

Rainer Schnitzler
Erster Bürgermeister und Verbandsvorsitzender
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PLANUNGSVERBAND REGION INGOLSTADT

Haushaltssatzung des Planungsverbandes Region 
Ingolstadt (10) für das Haushaltsjahr 2026

I.

Aufgrund § 10 Abs. 1 Ziff. 4a der Verbandssatzung in Verbin-
dung mit Art. 5 Abs. 4 des Bayer. Landesplanungsgesetzes, 
Art. 41 Abs. 1, Art. 42 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale 
Zusammenarbeit und Art. 55 ff. der Landkreisordnung für 
den Freistaat Bayern erlässt der Planungsverband Region 
Ingolstadt folgende Haushaltssatzung:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird im

Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben auf 	 70.650,00 €
 
im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben auf 	   9.250,00 €

festgesetzt.

§ 2

Kreditaufnahmen zur Finanzierung von Ausgaben des 
Gesamthaushalts sind nicht vorgesehen.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt 
werden nicht festgesetzt.

§ 4

Der Höchstbetrag für Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
10.200,00 € festgesetzt. (1/6 der Einnahmen des Verwal-
tungshaushaltes)

§ 5

Eine Umlage für 2026 wird von den Verbandsmitgliedern 
nicht erhoben werden.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2026 in Kraft.

Lenting, 28. Juli 2026
Planungsverband Region Ingolstadt

Alexander Anetsberger
Landrat Eichstätt und Verbandsvorsitzender

II.

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan 2026 lie-
gen ab dem Tag der amtlichen Bekanntmachung gemäß 
Art. 59 Abs. 3 LkrO bis zur Bekanntmachung der näch-
sten Haushaltssatzung in der Geschäftsstelle des Pla-
nungsverbandes Region Ingolstadt, Bahnhofstraße 16, 
Zimmer 3.028, 85101 Lenting, während der allgemeinen 
Geschäftszeiten zu jedermanns Einsicht auf. 

STADT ROSENHEIM UND LANDKREISE ROSENHEIM, 
TRAUNSTEIN UND BERCHTESGADENER LAND

Änderung und Neufassung der Zweckvereinbarung zur 
Förderung des Frauenhauses in Rosenheim 

I.

Die Stadt Rosenheim, vertreten durch den Oberbürger-
meister, der Landkreis Rosenheim, vertreten durch den 
Landrat, der Landkreis Traunstein, vertreten durch den 
Landrat, der Landkreis Berchtesgadener Land, vertreten 
durch den Landrat, im Folgenden als „Vertragspartner‟ 
bezeichnet, schließen nach Art. 7 ff. des Gesetzes über 
die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) folgende 
Zweckvereinbarung:

Vorbemerkung:

Im Oktober 1989 schlossen die Landkreise Rosenheim und 
Traunstein sowie die Stadt Rosenheim die Zweckvereinba-
rung zur Förderung einer Zufluchtsstätte für misshandelte 
Frauen und deren Kinder in Rosenheim. Diese wurde am 
1. September 2003 abgeändert.

Im Zuge des Beitritts des Landkreises Berchtesgadener 
Land zum Frauenhaus Rosenheim – Traunstein zum 
1.  Januar 2025 sowie der gesetzlichen Änderungen, 
insbesondere des Außerkrafttretens des BSHG und des 
gleichzeitigen Inkrafttretens des SGB II und des SGB XII 
erfolgt ein Neuerlass.

§ 1 
Sitz, Name und Träger der Einrichtung

(1)	 Die Einrichtung der Zufluchtsstätte für misshandelte 
Frauen und deren Kinder für die Landkreise Rosenheim, 
Traunstein und Berchtesgadener Land sowie der Stadt 
Rosenheim hat ihren Sitz in Rosenheim. 

(2)	 Die Zufluchtsstätte heißt ab Januar 2025 Frauenhaus 
der Landkreise Rosenheim, Traunstein und Berchtesgade-
ner Land sowie der Stadt Rosenheim. Als Kurzform „Frau-
enhaus Rosenheim-Traunstein-Berchtesgadener Land”. 

(3)	 Der Träger des Frauenhauses ist der Sozialdienst Ka-
tholischer Frauen e. V. (SkF) Prien, solange dieser einem 
Spitzenverband der freien Wohlfahrtspflege angehört. 
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§ 2 
Finanzierung

Die Gesamtkosten für das Frauenhaus (Personal-, Sach- 
und Verwaltungskosten) werden finanziert durch

a)	 staatliche Zuwendungen
b)	 die Eigenbeteiligung des Frauenhauses in Höhe von 

10 % der Gesamtkosten
c)	 sonstige Einnahmen (z. B. Spenden)
d)	 durch Tagessätze 
e)	 im Übrigen durch Kostenzuschüsse der Landkreise 

Traunstein, Rosenheim, Berchtesgadener Land sowie 
der Stadt Rosenheim.

§ 3 
Aufgaben- und Befugnisübertragung für Leistungen nach 
dem SGB II und SGB XII 

(1)	 Die Stadt Rosenheim ist beauftragt und befugt, den 
in die Zufluchtsstätte aufgenommenen und aus dem Ein-
zugsgebiet der Vertragsparteien stammenden Frauen und 
Kindern die psychosozialen Betreuungskosten nach § 16a 
SGB II bzw. nach §§ 67 ff SGB XII zu gewähren. Des Wei-
teren entscheidet die Stadt Rosenheim, soweit sich keine 
Zuständigkeit durch das Jobcenter Rosenheim Stadt ergibt, 
über die weiteren Leistungen nach dem SGB XII. Die Stadt 
Rosenheim ist berechtigt, die Kostenerstattungs- und Kos-
tenersatz- und Unterhaltsansprüche für die vorgenannten 
Leistungen geltend zu machen. 

(2)	 Dabei ist darauf zu achten, dass der Träger des Frauen-
hauses (SkF) den sachlichen und fachlichen Anforderungen 
entspricht, die zur Erfüllung des Zwecks der Einrichtung 
und zur Erlangung der staatlichen Förderungen notwendig 
sind. Hierzu sind entsprechende Verträge, wie Leistungs-, 
Prüfungs- und Vergütungsvereinbarungen abzuschließen. 

(3)	 Die Stadt Rosenheim ist ermächtigt, mit dem Träger 
des Frauenhauses unter Beachtung des Grundsatzes 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit in Absprache mit 
den übrigen Vertragspartnern Vereinbarungen über die 
Unterbringungskosten, insbesondere über die Höhe des 
Tagessatzes in der Zufluchtsstätte (nach Maßgabe der 
staatlichen Grundsätze zur Förderung von Frauenhäusern) 
sowie über den Verwaltungsvollzug zu schließen. 

§ 4 
Erstattung von Leistungen

(1)	 Die Landkreise Rosenheim, Traunstein und Berchtes-
gadener Land erstatten der Stadt Rosenheim ihre Aufwen-
dungen gemäß § 3 Abs. 1 jeweils für die Personen, die ihren 
letzten gewöhnlichen Aufenthalt in ihrem Bereich hatten 
und die Kosten nicht selbst tragen können (Selbstzahler). 
Zu diesen Aufwendungen gehören auch die Kosten für 
notwendige Maßnahmen außerhalb der Zufluchtsstätte 
(z. B. Kindergarten, Hort, Erholungsmaßnahmen).

(2)	 Werden im Notfall Frauen und Kinder aufgenommen, 
die

a)	 nicht aus dem Einzugsgebiet stammen und 
b)	 der zuständige Leistungsträger keine Kostenerstattung 

übernimmt oder 
c)	 keine Kostenerstattungspflicht besteht,

tragen die Vertragsparteien die Kosten anteilig entspre-
chend ihrem Anteil an Gesamteinwohnerzahl der Ver-
tragspartner. Hierbei werden die Einwohnerzahlen des 
Bayerischen Landesamt für Statistik herangezogen. 

Für das Jahr 2025 sind folgende Einwohnerzahlen*) maß-
geblich:

Gebiets-
körperschaft

Einwohner-
zahl*)

Prozentual

Lkrs. Rosenheim 258.637 42,80 %
Lkrs Traunstein 175.144 28,98 %
Lkrs Berchtesgadener 
Land

105.292 17,42 %

Stadt Rosenheim 65.274 10,80 %
Gesamt 604.347 100 %

Die Aktualisierung der Einwohnerzahlen erfolgt alle zwei 
Jahre, erstmalig für das Jahr 2027. Hierbei werden jeweils 
die aktuell vorliegenden Einwohnerzahlen des Bayerischen 
Landesamtes für Statistik herangezogen.

(3)	 Der in Abs. 2 beschriebene Berechnungsmodus kann 
einvernehmlich geändert werden, erstmalig im Jahr 2027. 

§ 5 
Aufgaben- und Befugnisübertragung zur Gewährleistung 
der staatlichen und kommunalen Förderungsfähigkeit des 
Frauenhauses sowie Regelung der daraus resultierenden 
Kostenlast

Die Stadt Rosenheim ist bevollmächtigt und verpflichtet, 
mit Wirkung für alle Vertragsparteien eine Vereinbarung mit 
dem Träger des Frauenhauses über die Gewährleistung der 
staatlichen und kommunalen Förderungs- und Zuschuss-
voraussetzungen sowie über Zweck und Höhe der von 
den Vertragsparteien für die Einrichtung zu gewährenden 
laufenden Zuwendungen abzuschließen, wobei Maßgabe 
ist, dass der Träger des Frauenhauses mindestens 10 % 
der Gesamtkosten der Einrichtung selbst trägt.

Die 10-prozentige Eigenbeteiligung des Trägers ist auch 
auf nicht gedeckte Jahresrechnungsposten anzuwenden, 
sofern sich solche aus der jeweiligen Jahresrechnung 
ergeben. 

§ 6 
Kosten für den Vollzug der Vereinbarung, Vorschüsse

(1)	 Der durch den Vollzug dieser Vereinbarung bei der 
Stadt Rosenheim entstehende Personal- und Verwal-
tungsaufwand für Fälle nach § 4 wird mit jährlich 10.500 € 

*) Bayerisches Landesamt für Statistik, Stand 31.12.2024
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festgesetzt. Die Kosten für den Personal- und Verwaltungs-
aufwand verteilen sich nach der tatsächlichen Belegung 
entsprechend Abs. 2.

(2)	 Die sich ergebende kommunale Kostenlast wird unter 
den Vertragsparteien nach dem Verhältnis der Anzahl der 
Tagessätze, welche die jeweilige Vertragspartei gemäß 
dieser Vereinbarung im betreffenden Haushaltsjahr zu 
tragen hat, verteilt. 

(3)	 Die Stadt Rosenheim kann von den übrigen Vertrags-
parteien Kostenvorschüsse verlangen. 

§ 7 
Laufzeit, Kündigung

(1)	 Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlos-
sen. 

(2)	 Jede Vertragspartei kann diese Vereinbarung im Wege 
der ordentlichen Kündigung unter Einhaltung einer einjäh-
rigen Kündigungsfrist zum Ende eines Haushaltsjahres 
kündigen.

(3)	 Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wich-
tigem Grund bleibt unberührt.

(4)	 Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn Tatsachen vorliegen, 
auf Grund derer dem Kündigenden unter Berücksichtigung 
aller Umstände des Einzelfalls und unter Abwägung der 
Interessen der Beteiligten die Fortsetzung der Zweckverein-
barung bis zum Ablauf der Kündigungsfrist nicht zugemutet 
werden kann.

(5)	 Die Kündigung ist schriftlich gegenüber den anderen 
Vertragspartnern zu erklären.

§ 8 
Vertragsabwicklung / Auseinandersetzung

Mit Eintritt der Rechtswirksamkeit einer Kündigung oder 
Aufhebung der Zweckvereinbarung enden für den oder die 
ausscheidenden Vertragspartner alle Rechte und Verpflich-
tungen aus dieser Vereinbarung mit Ausnahme

a)	 der bis zu diesem Zeitpunkt entstandenen, aber noch 
nicht befriedigten Kostenerstattungsansprüche der 
Stadt Rosenheim, die bis zu ihrer restlosen Erfüllung 
bestehen bleiben; 

b)	 der bis zum Inkrafttreten einer entsprechenden Ände-
rung der Verträge mit dem Träger des Frauenhauses 
und dessen Vermieter fortbestehenden Verpflichtungen 
aus den Förderungsvereinbarungen;

c)	 der Prozessführungs- und Verwaltungsbefugnisse und 
-pflichten der Stadt Rosenheim in anhängigen Prozes-
sen oder fristgebundenen Verwaltungsverfahren bis zu 
dem Zeitpunkt, in dem nach den jeweiligen einschlä-
gigen materiell- und formalrechtlichen Bestimmungen 
und ohne unzumutbare Gefährdung der Rechts- und 
Verfahrensposition des ausscheidenden Vertragspart-
ners dieser das Verfahren selbst fortführen kann; 

d)	 der Pflicht zur loyaler Zusammenarbeit aller Vertrags-
partner bis zu Beendigung der sachgemäßen Abwick-
lung einer Kündigung oder Aufhebung dieses Vertrags-
verhältnisses im Geiste dieser Zweckvereinbarung; 

e)	 die Abwicklung der Auflösungsgeschäfte obliegt der 
Stadt Rosenheim;

f)	 nach Auflösung der Zweckvereinbarung findet eine 
Auseinandersetzung statt, soweit dies erforderlich ist.

§ 9 
Schriftformerfordernis

Änderungen dieser Zweckvereinbarung bedürfen der 
Schriftform.

§ 10 
Schlichtung

Bei Meinungsverschiedenheiten über Rechte und Pflichten 
aus dieser Zweckvereinbarung soll, vor Beschreitung des 
Rechtsweges, die zuständige Aufsichtsbehörde, die Regie-
rung von Oberbayern, zur Schlichtung angerufen werden.

§ 11
Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Zweckvereinba-
rung unwirksam sein, wird dadurch die Gültigkeit dieser 
Zweckvereinbarung insgesamt nicht berührt, es sei denn 
die Zweckvereinbarung wäre ohne die unwirksame Bestim-
mung nicht geschlossen worden. Unwirksame Bestimmun-
gen sind im Sinne der Zweckvereinbarung umzudeuten, 
oder zu ergänzen. Gleiches gilt bei einer regelungsbedürf-
tigen Lücke.

§ 12 
Inkrafttreten

Die geänderte Vereinbarung bedarf gemäß Art. 12 Abs. 2 
KommZG der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde.  
Die Zweckvereinbarung tritt rückwirkend zum 1. Januar 
2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Zweckvereinbarung „zur 
Förderung einer Zufluchtsstätte für mißhandelte Frauen und 
deren Kinder in Rosenheim“ vom 18. Oktober 1989 (OBABl 
1990 S. 58), geändert am 1. September 2003, außer Kraft.

Rosenheim, 13. Dezember 2025
Landkreis Rosenheim

Otto Lederer 
Landrat

Traunstein, 23. Januar 2026
Landkreis Traunstein 

Andreas Danzer
Landrat
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REGIERUNG VON OBERBAYERN

Gewährung von Zuweisungen zu kommunalen Schul-
baumaßnahmen nach Art. 10 des Bayerischen Finanz-
ausgleichsgesetzes (BayFAG)

Bekanntmachung vom 18. September 2026

Bezirk Oberbayern
Kreisfreie Städte
Landkreise
Gemeinden
Verwaltungsgemeinschaften
Schulverbände
Zweckverbände

Zuweisungsanträge gemäß Art. 10 BayFAG für den 
Neubau, die Erweiterung, den Umbau und die General-
sanierung von Schul- und Schulsportanlagen sowie die 
erstmalige Einrichtung von beruflichen Schulen, die im 
Lauf des Jahres 2027 eingereicht werden sollen, sind bis 
spätestens 30. November 2026 der Regierung von Ober-
bayern, Sachgebiet 12.2, zu melden. Bitte verwenden Sie 
hierzu folgendes Funktionspostfach: 

Foerderung_oeffentliche_Schulen@reg-ob.bayern.de

Für die Meldung ist der Maßnahmen-Erhebungsbogen zu 
verwenden. Dieser kann von der Internetseite der Regie-
rung von Oberbayern bezogen werden:

h t t p s : / / f o r m u l a r s e r v e r. b a y e r n . d e / i n t e l l i f o r m /
forms/stmi+regierungen/rmf /b1/12/rmf_12-001/
index?caller=439524012680

Aufzuführen sind nur die Schul- und Schulsport-Maß-
nahmen, für die im Jahr 2027 die Zustimmung zu einem 
vorzeitigen Maßnahmebeginn benötigt wird. Bereits in 
Vorjahren angemeldete Maßnahmen, für die noch keine 
Zustimmung zum vorzeitigen Maßnahmebeginn erteilt bzw. 
kein Zuweisungsantrag gestellt worden ist, sind erneut 
aufzuführen. Vorhaben für Kindertageseinrichtungen sind 
nicht anzumelden.

Es muss damit gerechnet werden, dass Zuweisungsan-
träge für Schul- und Schulsport-Maßnahmen, die nicht zu 
dem o. g. Termin gemeldet werden, bei der Verteilung des 
Neuaufnahmevolumens im Jahr 2027 nicht mehr berück-
sichtigt werden können. Dies bedeutet auch, dass eine 
Zustimmung zu einem vorzeitigen Maßnahmebeginn dann 
voraussichtlich frühestens im Jahr 2028 möglich sein wird.

München, 18. September 2026
Regierung von Oberbayern

Dr. Konrad Schober
Regierungspräsident

Bad Reichenhall, 18. Dezember 2025
Landkreis Berchtesgadener Land 

Bernhard Kern
Landrat

Rosenheim, 5. Dezember 2025
Stadt Rosenheim

Andreas März
Oberbürgermeister

II.

Die Regierung von Oberbayern hat die vorstehende 
Zweckvereinbarung mit Schreiben vom 9. September 2026 
gem. Art. 12 Abs. 2 KommZG genehmigt. Die Zweckverein-
barung wird hiermit gemäß Art. 13 Abs. 1 KommZG amtlich 
bekannt gemacht.

Kommunales Finanzwesen

mailto:Foerderung_oeffentliche_Schulen@reg-ob.bayern.de
https://formularserver.bayern.de/intelliform/forms/stmi+regierungen/rmf/b1/12/rmf_12-001/index?caller=439524012680
https://formularserver.bayern.de/intelliform/forms/stmi+regierungen/rmf/b1/12/rmf_12-001/index?caller=439524012680
https://formularserver.bayern.de/intelliform/forms/stmi+regierungen/rmf/b1/12/rmf_12-001/index?caller=439524012680
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Angelegenheiten des Bezirks Oberbayern

BEZIRK OBERBAYERN

Verordnung zur Änderung der Verordnung über den 
„Naturpark Altmühltal (Südliche Frankenalb)“

Vom 23. März 2026

Aufgrund von § 20 Abs. 2 Nr. 4 und § 26 des Bundes-
naturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Art. 48 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert 
worden ist, in Verbindung mit Art. 12 Abs. 1 Satz 1 und 
Art. 51 Abs.  1 Nr. 3 und Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 2 des 
Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) vom 
23. Februar 2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-1-U), das zuletzt 
durch § 1 Abs. 87 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. 
S. 98) geändert worden ist, erlässt der Landkreis Eichstätt 
folgende Verordnung:

§ 1

1Die in § 3 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 der Verordnung über 
den „Naturpark Altmühltal (Südliche Frankenalb)“ vom 
14. September 1995 in der derzeit gültigen Fassung fest-
gesetzte Schutzzone, die als Landschaftsschutzgebiet 
weiter gilt, wird für das Gebiet des Landkreises Eichstätt 
wie folgt geändert: 

2Die Grenzen des Landschaftsschutzgebietes werden 
im Gebiet der Stadt Beilngries, Landkreis Eichstätt, teil-
weise neu festgesetzt. 3In der Gemarkung Arnbuch wird 
das Grundstück Fl.-Nr. 117/0 sowie die Teilflächen der 
Grundstücke Fl.-Nrn. 118/0, 114/0 und 113/0 aus dem 
Landschaftsschutzgebiet genommen. 4Im Gegenzug wer-
den dem Landschaftsschutzgebiet von den Grundstücken 
Fl.-Nrn. 125/0 und 103/0, Gemarkung Arnbuch, zwei Teil-
flächen hinzugefügt, die bislang nicht Schutzgebiet waren. 
5Die neuen Grenzen des Schutzgebiets im Bereich der 
Stadt Beilngries ergeben sich aus dem Kartenausschnitten 
M 1:1.500, M 1:2.500, M 1:3.100 und M 1:5.000, die als 
Anlage 1 Bestandteil dieser Verordnung sind. 6Insoweit 
werden die Karten der Verordnung vom 14. September 
1995 ersetzt. 7Die neue Fläche wird der Tabuzone des 
Zonierungskonzepts Windkraft zugeordnet.

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
im Amtsblatt des Landkreises Eichstätt in Kraft.

Eichstätt, 23. März 2026
Landkreis Eichstätt

Bernhard Sammiller
Stv. Landrat

Hinweis gemäß Art. 52 Abs. 7 BayNatSchG

Eine Verletzung der Vorschriften des Art. 52 Abs. 1 bis 6 
BayNatSchG ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb 
eines Jahres nach der Bekanntmachung der Rechtsver-
ordnung schriftlich unter Angabe der Tatsachen, die die 
Verletzung begründen sollen, bei der für den Erlass zu-
ständigen Behörde geltend gemacht wird.

München, 4. September 2026
Bezirk Oberbayern

Thomas Schwarzenberger 
Bezirkstagspräsident
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Anlage 1 zur Verordnung zur Änderung der Verordnung über den „Naturpark Altmühltal (Südliche Frankenalb)“ vom 21. Juli 2025
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Wirtschaft und Verkehr

REGIERUNG VON OBERBAYERN

Personenbeförderungsgesetz (PBefG);
Neubau der Straßenbahnstrecke Tram-Westtangente 
durch die Stadtwerke München GmbH – Planfeststel-
lungsabschnitt 2 von der Wendeschleife am Waldfried-
hof bis zum U-Bahnhof Aidenbachstraße;
Planfeststellungsverfahren nach § 28 PBefG mit inte-
grierter Umweltverträglichkeitsprüfung

Bekanntmachung vom 18. September 2026
Geschäftszeichen: 23.2-3623.4-4-15

Die Regierung von Oberbayern hat im Vollzug des § 28 
PBefG mit Beschluss vom 19.08.2026, Geschäftszeichen 
23.2-3623.4-4-15, auf Antrag der Stadtwerke München 
GmbH deren Plan für den Neubau der Straßenbahnstrecke 
Tram-Westtangente – Planfeststellungsabschnitt 2 von 
der Wendeschleife am Waldfriedhof bis zum U-Bahnhof 
Aidenbachstraße – festgestellt. 

Der festgestellte Plan umfasst insbesondere folgende 
Planunterlagen:

-	 Erläuterungsbericht mit Ergänzung zur Tektur A und B
-	 8 Lagepläne mit Legende
-	 7 Längs- und Querschnittspläne
-	 1 Gradientenplan
-	 Bauwerksverzeichnis mit 8 Lage- und Bauwerksplänen 

mit Legende
-	 Grunderwerbsverzeichnis mit 2 Grunderwerbslage-

plänen 
-	 wassertechnische Pläne und Berechnungen
-	 4 immissionstechnische Unterlagen – Untersuchungen 

mit Anlagen
-	 verkehrstechnische Untersuchung
-	 Umweltbericht
-	 Landschaftspflegerischer Begleitplan mit Artenschutz-

beitrag, 3 Bestands- und Konfliktplänen mit Legende 
und 3 Maßnahmenplänen mit Legende 

-	 3 Untersuchungen zur elektromagnetischen Verträg-
lichkeit

-	 3 Bodengutachten und eine bodenschutzrechtliche 
Stellungnahme

Zudem wurde der Stadtwerke München GmbH zusammen 
mit dem Beschluss für die Durchführung der Baumaßnahme 
die bis zum 18.08.2046 befristete wasserrechtliche Erlaub-
nis nach § 10 Abs. 1 1. Alt. des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) erteilt für die Entwässerung der Dachflächen der 
Tramgleichrichterwerks an der Aidenbachstraße.

Der Planfeststellungsbeschluss ist mit zahlreichen Ne-
benbestimmungen zu eigentumsrechtlichen Belangen, 
Bauausführung, Baudurchführung, Brandschutz, Arbeits-
schutz, Abfallrecht, Altlasten, Bodenschutz, Kampfmitteln, 

Immissionsschutz, Naturschutz, Artenschutz, Straßenver-
kehr, Wasserrecht, Wasserwirtschaft und Entwässerung 
versehen; ebenso wurden zur wasserrechtlichen Erlaubnis 
zahlreiche weitere Nebenbestimmungen festgesetzt. In 
dem Planfeststellungsbeschluss wurde über alle rechtzeitig 
vorgetragenen Einwendungen, Forderungen und Anre-
gungen entschieden. Er enthält eine zusammenfassende 
Darstellung und eine begründete Bewertung der Umwelt-
auswirkungen sowie umweltbezogene Nebenbestimmun-
gen und eine Beschreibung vorgesehener Überwachungs-
maßnahmen, um deren Einhaltung zu überprüfen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann Klage er-
hoben werden. Die Klage muss schriftlich innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe dieses Beschlusses beim Baye-
rischen Verwaltungsgerichtshof in München, Ludwigstraße 
23, 80539 München (Postanschrift: Postfach 34 01 48, 
80098 München), erhoben werden. Die Klage kann beim 
Bayerischen Verwaltungsgerichtshof auch elektronisch 
nach Maßgabe der Internetpräsenz der Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Be-
dingungen erhoben werden. In der Klage muss der Kläger, 
der Beklagte (Freistaat Bayern) und der Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnet werden, ferner sollen ein be-
stimmter Antrag gestellt und die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel angegeben werden. Der Kla-
geschrift soll dieser Planfeststellungsbeschluss beigefügt 
werden (in Urschrift, in Abschrift oder in Ablichtung), ferner 
zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die 
übrigen Beteiligten. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

-	 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wir-
kungen!

-	 Seit 01.01.2022 muss der in § 55d der Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO) genannte Personenkreis Klagen 
grundsätzlich elektronisch einreichen. 

-	 Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung 
sind der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungs-
gerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen.

-	 Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten seit 01.07.2004 grundsätzlich ein 
Gebührenvorschuss zu entrichten.

Hinweise zur sofortigen Vollziehung

Die Anfechtungsklage gegen diesen Planfeststellungsbe-
schluss hat keine aufschiebende Wirkung, § 29 Abs. 5 Satz 
2 PBefG. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung der Anfechtungsklage gegen den vorstehenden 
Planfeststellungsbeschluss nach § 80 Abs. 5 VwGO kann 
nur innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Be-
schlusses bei dem oben genannten Gericht gestellt und 
begründet werden. Treten später Tatsachen ein, die die 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen, 



Oberbayerisches Amtsblatt Nr. 24 vom 18. September 2026     305

so kann der durch diesen Planfeststellungsbeschluss Be-
schwerte einen hierauf gestützten Antrag nach § 80 Abs. 5 
VwGO innerhalb einer Frist von einem Monat stellen. Die 
Frist beginnt in dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerte 
Kenntnis von den Tatsachen erlangt (§ 29 Abs. 5 PBefG).
Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses der 
Regierung von Oberbayern vom 19.08.2026 – Geschäfts-
zeichen 23.2-3623.4-4-15 – und der festgestellten Unter-
lagen kann in der Zeit vom 22.09.2026 bis einschließlich 
05.10.2026 auf der Datenaustauschplattform der Lan-
deshauptstadt München unter folgendem Link abgerufen 
werden:

https://dap.muenchen.de/index.php/s/mxSv46MghTcfJeb

Der Planfeststellungsbeschluss sowie die festgestellten 
Planunterlagen können gemäß Art. 27b Absatz 1 Satz 1 
Nr. 2 BayVwVfG zusätzlich in Papierform in der Blumen-
straße 31, 80331 München eingesehen werden. Dazu 
können Sie montags bis freitags (9-12 Uhr und 13-17 Uhr) 
unter der Telefonnummer 089 23324719 einen Termin 
vereinbaren. Bei Bedarf wird ein Raum mit barrierefreiem 
Zugang sichergestellt. 

Der Planfeststellungsbeschluss sowie eine den festge-
stellten Planunterlagen inhaltlich entsprechende Fassung 
dieser Unterlagen ist im selben Zeitraum wie dem der 
Veröffentlichung in der Landeshauptstadt München über 
das zentrale Internetportal gemäß § 20 UVPG 
https://www.uvp-verbund.de – Suchbegriff Tram-West-
tangente – sowie auf der Homepage der Regierung von 
Oberbayern unter 

https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/
planfeststellung/abgeschlossene_pv_beschluesse/
wirtschaft_landesentwicklung_verkehr/index.html 

bei aktuelle Planfeststellungsbeschlüsse (U-Bahn, Straßen-
bahn) zugänglich. 

Auf telefonische Anforderung unter 089 2176-2152 können 
der Beschluss und die festgestellten Unterlagen ab dem 
22.09.2026 bis einen Monat nach Ende der Veröffent-
lichungsfrist auch in anderer, leicht zu erreichender Form, 
insbesondere in Papierform, zur Einsicht zur Verfügung 
gestellt werden.

Mit dem Ende der Veröffentlichungsfrist am 05.10.2026 gilt 
der Planfeststellungsbeschluss den Betroffenen und den-
jenigen gegenüber, die Einwendungen erhoben haben, als 
zugestellt (Art. 74 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG). Dies gilt nicht 
für diejenigen, denen der Beschluss individuell zugestellt 
worden ist. 

Wir weisen darauf hin, dass die Einwender, die im Plan-
feststellungsbeschluss gesondert erwähnt sind, aus 
Datenschutzgründen mit Nummern angegeben sind. Der 
auslegenden Gemeinde wird eine Entschlüsselungsliste zur 
Verfügung gestellt. Nach Namensnennung werden durch 
Bedienstete der Kommune Einsicht nehmenden Einwen-
dern die zugehörigen Nummern mitgeteilt. 

Für das Bauvorhaben wurde eine Umweltverträglichkeits-
prüfung durchgeführt. Sie ist im Planfeststellungsbeschluss 
enthalten.

München, 18. September 2026
Regierung von Oberbayern

Dr. Konrad Schober
Regierungspräsident

REGIERUNG VON OBERBAYERN

Bekanntmachung

Gesetz über das Berufsrecht und die Versorgung im 
Schornsteinfegerhandwerk (Schornsteinfeger-Hand-
werksgesetz – SchfHwG)

Bestellung zur bevollmächtigten Bezirksschornsteinfe-
gerin / zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger

bestellt zum Kehrbezirk Name

01.10.2026 Hitzhofen Dominik Bacherle

München, 27. August 2026
Regierung von Oberbayern

Dr. Konrad Schober
Regierungspräsident

https://dap.muenchen.de/index.php/s/mxSv46MghTcfJeb
https://www.uvp-verbund.de
https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/planfeststellung/abgeschlossene_pv_beschluesse/wirtschaft_landesentwicklung_verkehr/index.html
https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/planfeststellung/abgeschlossene_pv_beschluesse/wirtschaft_landesentwicklung_verkehr/index.html
https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/planfeststellung/abgeschlossene_pv_beschluesse/wirtschaft_landesentwicklung_verkehr/index.html
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REGIERUNG VON OBERBAYERN

Bekanntmachung 

Gesetz über das Berufsrecht und die Versorgung im Schornsteinfegerhandwerk (Schornsteinfeger-Handwerks-
gesetz – SchfHwG)

Bestellung zur betriebsangehörigen Vertreterin/zum betriebsangehörigen Vertreter für die Feuerstättenschau

bestellt zum bestellt bis Kehrbezirk Name

01.08.2026 31.12.2028 Oberammergau Lena Würsch

17.08.2026 31.12.2028 Freilassing Philipp Bauregger

01.09.2026 31.08.2028 Kipfenberg Harald Semmler

München, 31. August 2026
Regierung von Oberbayern

Dr. Konrad Schober
Regierungspräsident

REGIERUNG VON OBERBAYERN

Bekanntmachung

Gesetz über das Berufsrecht und die Versorgung im Schornsteinfegerhandwerk (Schornsteinfeger-Handwerks-
gesetz – SchfHwG)

Bestellung zur betriebsangehörigen Vertreterin/zum betriebsangehörigen Vertreter für die Feuerstättenschau

bestellt zum bestellt bis Kehrbezirk Name

14.09.2026 30.04.2027 München 39 Thomas Schwarzbauer

14.09.2026 28.02.2033 Peißenberg 1 Daniel Püppke

München, 4. September 2026
Regierung von Oberbayern

Dr. Konrad Schober
Regierungspräsident
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REGIERUNG VON OBERBAYERN

Planfeststellung gemäß §§ 43 ff. des Energiewirt-
schaftsgesetzes (EnWG) in Verbindung mit Art. 72 ff. 
des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(BayVwVfG); 
Erneuerung der 110-kV-Doppelfreileitung Anlage 
69001 als 110-kV-Vierfachfreileitung Anlage 69201 im 
Abschnitt bei Scheuring

Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 43b Abs. 5 EnWG

Die Regierung von Oberbayern hat mit Planfeststellungs-
beschluss vom 14.09.2026, Az.: ROB-21-3322.21_01-1-17, 
den Plan für die Erneuerung der 110-kV-Doppelfreileitung 
Anlage 69001 als 110-kV-Vierfachfreileitung Anlage 69201 
im Abschnitt bei Scheuring (Vorhabenträgerin: LEW Ver-
teilnetz GmbH) festgestellt.

I.	 Gegenstand der Planfeststellung

Gegenstand des Vorhabens ist die Erneuerung des 4,5 km 
langen Leitungsabschnitts der 110-kV-Doppelfreileitung 
Anlage 69001 (R6) als 110-kV-Vierfachfreileitung An-
lage 69201 (R6) vom Punkt Schwabstadel bei der Lechstau-
stufe  19 bis zum Punkt Scheuring bei der Lechstau- 
stufe 20 in der Gemarkung Scheuring. Der gegenständ-
liche Leitungsabschnitt ist Teil der 110-kV-Feileitung Anlage 
69001 (R6) Schongau-Meitingen, die am Netzknotenpunkt 
im Umspannwerk Schongau beginnt, nördlich parallel zum 
Lech entlang über den Netzknotenpunkt im Umspannwerk 
Landsberg und im weiteren Verlauf bis zum Umspannwerk 
Lechstaustufe 23 bei Merching im Landkreis Aichach 
Friedberg führt.

Die Erneuerung des gegenständlichen Leitungsabschnitts 
umfasst insgesamt 19 Masten und erstreckt sich vom Punkt 
Schwabstadel bei der Lechstaustufe 19 (vom Winkel- 
abzweigmast Nr. 178 (alt)) bis zum Punkt Scheuring bei  
der Lechstaustufe 20 (bis zum Winkelabspannmast 
Nr. 196 (alt)) innerhalb des Gemeindegebiets Scheuring 
parallel zum Lech. Die neue Leitung wurde größtenteils 
trassengleich mit der Bestandstrasse und mit optimierten 
Maststandorten geplant. Sie verlässt die Bestandstrasse 
südlich der Ortschaft Scheuring nach dem bisherigen 
Tragmast 187 (alt), der durch einen Winkelabspannmast 
Nr. 49 (neu) ersetzt werden soll. Anschließend verläuft die 
neue Freileitung ca. 200 m weiter westlich über landwirt-
schaftlich genutzte Flächen und umfasst hierbei die vier neu 
zu errichtenden Masten Nr. 50 bis 53 (neu). Auf diese Weise 
wird der bebaute und derzeit überspannte Wohnbereich 
der Gemeinde Scheuring künftig umgangen. Ab dem neu 
zu errichtenden Winkelabspannmast Nr. 54 (neu), der den 
bestehenden Tragmast 192 (alt) ersetzt, schließt die neue 
Freileitung wieder an den Verlauf der Bestandstrasse an.

Die Hochspannungsleitung soll die Stadt Landsberg, den 
Markt Kaufering und die Gemeinde Prittriching mit Strom 
versorgen und die in den Lechstaustufen erzeugte Energie 
in das Verteilnetz transportieren.

Vor Einleitung des Planfeststellungsverfahrens war eine 
standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne des 
§ 7 Abs. 2 Satz 1 UVPG in Verbindung mit 19.1.4 der Anla-
ge 1 zum UVPG durchzuführen. Gemäß § 7 Abs. 3 UVPG 
entfällt die Vorprüfung jedoch, wenn die Vorhabenträgerin 
die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
beantragt und die zuständige Behörde das Entfallen der 
Vorprüfung als zweckmäßig erachtet. Vorliegend beantrag-
te die Vorhabenträgerin unter Vorlage der Unterlagen zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung die Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung. Auf eine Vorprüfung zur Fest-
stellung der UVP-Pflicht konnte daher vorliegend verzichtet 
werden, indem festgestellt wurde, dass das vorliegende 
Vorhaben UVP-pflichtig ist gemäß § 7 Abs. 3 Satz 2 UVPG.

Die zusammenfassende Darstellung der Ergebnisse der 
Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 7 Abs. 2, 3 UVPG 
in Verbindung mit Ziffer 19.1.4 der Anlage 1 zum UVPG 
befindet sich unter Ziffer C.II. des Planfeststellungsbe-
schlusses.

Die Veröffentlichung des Planfeststellungsbeschlusses 
und der planfestgestellten Unterlagen erfolgt ebenfalls im 
UVP-Portal der Länder (www.uvp-verbund.de).

II.	 Verfügender Teil

Der verfügende Teil des Planfeststellungsbeschlusses 
beinhaltet zusammenfassend insbesondere das Folgende:

1.	 Der Plan der LEW Verteilnetz GmbH für den Ersatz-
neubau der 110-kV-Leitung im Abschnitt bei Scheuring 
(Anlage 69201 neu) vom Punkt Schwabstadel bei der 
Lechstaustufe  19 bis zum Punkt Scheuring bei der 
Lechstaustufe 20 jeweils in der Gemarkung Scheuring 
vom 19.12.2025 wird mit den sich aus dem Planfest-
stellungsbeschluss ergebenden Änderungen und Er-
gänzungen festgestellt.

2.	 Der festgestellte Plan umfasst die unter Ziffer A.II. 
aufgelisteten Planunterlagen, die einen wesentlichen 
Bestandteil des Planfeststellungsbeschlusses bilden. 
Vom Abdruck der Liste der dem Plan zugrundeliegen-
den und planfestgestellten Unterlagen wird vorliegend 
abgesehen.

3.	 Der Planfeststellungsbeschluss umfasst Entscheidun-
gen und enthält Auflagen sowie weitere Inhalts- und 
Nebenbestimmungen insbesondere in den Bereichen 
Gewässerschutz/Wasserwirtschaft, Bodenschutz, Land-
wirtschaft, Immissionsschutz, Natur-, Landschafts- und 
Artenschutz, Denkmalpflege sowie zum Schutz von 
Infrastruktureinrichtungen, militärischen Belangen so-
wie privaten Belangen. Vom Abdruck dieser einzelnen 
Bestimmungen wird vorliegend abgesehen.

4.	 Die von der Vorhabenträgerin abgegebenen Zusagen 
sind verbindlich einzuhalten.

5.	 Die im Verfahren rechtzeitig vorgebrachten Einwen-
dungen, Forderungen und Anträge wurden zurück-
gewiesen, soweit ihnen nicht durch den Planfeststel-
lungsbeschluss, insbesondere durch Zusicherungen 

http://www.uvp-verbund.de
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der Vorhabenträgerin oder Nebenbestimmungen des 
Beschlusses, entsprochen wurde oder sie sich nicht im 
Laufe des Verfahrens auf andere Weise erledigt haben.

6.	 Für die Durchführung des festgestellten Planes sind 
die Enteignung sowie die Beschränkung von Grundei-
gentum bzw. von Rechten an Grundeigentum zulässig 
(§ 45 Abs. 1 EnWG). Die aufgeführten Planunterlagen, 
die Bestandteil dieser Entscheidung sind, sind dem 
Enteignungsverfahren zugrunde zu legen und für die 
Enteignungsbehörde bindend.

III.	Rechtsbehelfsbelehrung des Planfeststellungs-
beschlusses

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb 
eines Monats nach Zustellung bzw. Bekanntgabe Klage 
erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof,
Postanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München,
Hausanschrift: Ludwigstraße 23, 80539 München.

Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sind innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhe-
bung anzugeben (§ 43e Abs. 3 Satz 1 EnWG). 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden.

Die Anfechtungsklage gegen diesen Planfeststellungs-
beschluss hat keine aufschiebende Wirkung (§ 43e Abs. 1 
Satz 1 EnWG). Damit ist dieser Planfeststellungsbeschluss 
kraft Gesetzes sofort vollziehbar.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
der Anfechtungsklage gegen diesen Planfeststellungs-
beschluss nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann gemäß 
§ 43e Abs. 1 Satz 2 EnWG seitens der Vorhabenträgerin 
nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung des Plan-
feststellungsbeschlusses an die Vorhabenträgerin und im 
Übrigen nur innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Planfeststellungsbeschlusses nach § 43b Abs. 5 EnWG 
beim oben genannten Gericht gestellt und begründet wer-
den. § 58 VwGO gilt entsprechend.

Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung rechtfertigen, so kann der durch 
den Planfeststellungsbeschluss Beschwerte einen hierauf 
gestützten Antrag nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO innerhalb 
einer Frist von einem Monat stellen und begründen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerte 
von den Tatsachen Kenntnis erlangt (§ 43e Abs. 2 EnWG).

Der Antrag kann beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof 
auch elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu 
entnehmenden Bedingungen erhoben werden. 

Die Einlegung des Antrags per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	 Der Rechtsbehelf muss schriftlich oder in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form erhoben werden. 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wir-
kungen. Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis 
muss Rechtsbehelfe grundsätzlich elektronisch einrei-
chen.

	 Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof müssen 
sich die Beteiligten, außer in Prozesskostenhilfeverfah-
ren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen.

	 Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor dem 
Bayerischen Verwaltungsgerichtshof infolge der Einle-
gung von Rechtsbehelfen eine Verfahrensgebühr fällig.

	 Der Planfeststellungsbeschluss gilt nach Ablauf von 
zwei Wochen seit der Zugänglichmachung auf der  
Internetseite der Regierung von Oberbayern gegenüber 
den Betroffenen und demjenigen, der Einwendun-
gen erhoben hat, als bekanntgegeben (§ 43b Abs.  5  
Satz 3 EnWG).

	 Einem Betroffenen oder demjenigen, der Einwendun-
gen erhoben hat, wird gemäß § 43b Abs. 5 Satz 5 
EnWG eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit 
zur Verfügung gestellt, wenn er oder sie während der  
oben benannten Dauer der Veröffentlichung ein entspre-
chendes Verlangen an die Regierung von Oberbayern 
(z.  B. per E-Mail an energieversorgungsleitungen@
reg-ob.bayern.de oder postalisch an die Regierung 
von Oberbayern, Sachgebiet 21, Postanschrift: Maxi-
miliansstr. 39, 80538 München) gerichtet hat. Die leicht 
zu erreichende Zugangsmöglichkeit ist in der Regel 
die Übersendung eines gängigen elektronischen Spei-
chermediums, auf dem die auszulegenden Unterlagen 
gespeichert sind.

Hinweise zur Auslegung des Plans:

Der Planfeststellungsbeschluss wird öffentlich bekannt 
gegeben, indem er für die Dauer von zwei Wochen auf 
der Internetseite der Regierung von Oberbayern unter  
https://s.bayern.de/pfb-energiewirtschaft mit der Rechts-
behelfsbelehrung zugänglich gemacht wird und zusätzlich 
mit seinem verfügenden Teil und der Rechtsbehelfsbeleh-
rung sowie einem Hinweis auf die Zugänglichmachung im 
Internet und in örtlichen Tageszeitungen, die in dem Gebiet, 
auf das sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird, 
verbreitet sind, bekannt gemacht wird. Nach dem Ablauf 
von zwei Wochen seit der Zugänglichmachung auf der 
Internetseite der Planfeststellungsbehörde gilt der Plan-
feststellungsbeschluss gegenüber den Betroffenen und 
denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, als bekannt 
gegeben (§ 43b Abs. 5 Satz 3 EnWG).
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IV.	 Bekanntgabe des Planfeststellungsbeschlusses

1.	 Der Planfeststellungsbeschluss wird öffentlich be- 
kanntgegeben, indem er mit der Rechtsbehelfsbeleh-
rung für die Dauer von zwei Wochen in der Zeit von 
21.09.2026 bis 05.10.2026 auf der Internetseite der 
Regierung von Oberbayern unter https://s.bayern.
de/pfb-energiewirtschaft zugänglich gemacht wird.  
Zusätzlich werden der verfügende Teil des Planfest-
stellungsbeschlusses, die Rechtsbehelfsbelehrung und 
ein Hinweis auf die Zugänglichmachung im Internet in 
örtlichen Tageszeitungen bekanntgemacht, die in dem 
Gebiet verbreitet sind, auf das sich das Vorhaben vor-
aussichtlich auswirken wird (§ 43b Abs. 5 Satz 2 EnWG).

2.	 Der Planfeststellungsbeschluss gilt nach Ablauf von 
zwei Wochen seit der Zugänglichmachung auf der In-
ternetseite der Regierung von Oberbayern gegenüber 
den Betroffenen und demjenigen, der Einwendungen 
erhoben hat, als bekanntgegeben (§ 43b Abs. 5 Satz 3 
EnWG).

3.	 Einem Betroffenen oder demjenigen, der Einwendun-
gen erhoben hat, wird gem. § 43b Abs. 5 Satz 5 EnWG  
eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur 
Verfügung gestellt, wenn er oder sie während der oben  
benannten Dauer der Veröffentlichung ein entspre-
chendes Verlangen an die Regierung von Oberbayern 
(z. B. per E-Mail an energieversorgungsleitungen@
reg-ob.bayern.de oder postalisch an die Regierung 
von Oberbayern, Sachgebiet 21, Postanschrift: Maxi-
miliansstr. 39, 80538 München) gerichtet hat. Die leicht 
zu erreichende Zugangsmöglichkeit ist in der Regel 
die Übersendung eines gängigen elektronischen Spei-
chermediums, auf dem die auszulegenden Unterlagen 
gespeichert sind.

München, 18. September 2026
Regierung von Oberbayern

Dr. Konrad Schober
Regierungspräsident

REGIERUNG VON OBERBAYERN

Bekanntmachung des Bergamts Südbayern

Die Stadtwerke München Services GmbH beantragte mit 
Schreiben vom 06.08.2026 die Zulassung eines Rahmen-
betriebsplans mit Umweltverträglichkeitsprüfung für das 
Geothermieprojekt „Virginia Depot“ in der Gemarkung 
Feldmoching, Stadtbezirk Feldmoching-Hasenbergl,  
Landeshauptstadt München.

Im Rahmen des Geothermieprojektes ist das Niederbringen 
von acht Tiefbohrungen von einem zentralen Sammelbohr-
platz auf einer Teilfläche des Grundstücks Fl.-Nr. 1172/30 
der Gemarkung Feldmoching, Stadtbezirk Feldmoching-
Hasenbergl, Landeshauptstadt München geplant. Die ge-
wonnene Erdwärme soll der Wärmeversorgung des Werks 
der BMW AG und der Stadt München dienen.

Die Zulassung des Rahmenbetriebsplans bedarf der Durch-
führung eines bergrechtlichen Planfeststellungsverfahrens 
nach Maßgabe der §§  57a und 57b Bundesberggesetz 
(BBergG).

Der Vorhabensträger beantragt entsprechend § 7 Abs 3 
S.1 UVPG auf die Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsvorprüfung zu verzichten und stattdessen direkt eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. Die dies-
bezüglichen erforderlichen Unterlagen, insbesondere der 
UVP-Bericht, liegen dem Antrag bei. Ein Scoping-Termin mit 
den beteiligten Trägern öffentlicher Belange zur Beratung 
des Vorhabensträgers über Inhalt, Umfang und Detailtiefe 
der Angaben (Untersuchungsumfang) des UVP-Berichts 
und der Betriebsplanunterlagen fand am 05.11.2025 statt.
Die Zuständigkeit der Regierung von Oberbayern, Bergamt 
Südbayern, als Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde 
ergibt sich aus den Vorschriften des BBergG i. V. m. §§ 2 
Abs. 2 S. 1 Nr. 2, 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 der Bayerischen Berg-
verordnung (BayBergV).

Für die Öffentlichkeitsbeteiligung liegt der Antrag mit den 
dazugehörigen Planunterlagen in der Zeit 

von Donnerstag, 01.10.2026, bis Montag, 02.11.2026 

zur Einsicht unter folgender Adresse und Uhrzeiten aus:

Referat für Klima- und Umweltschutz
Bayerstraße 28a
80335 München
Montag bis Donnerstag	 09:30 Uhr bis 15:00 Uhr
Freitag	 09:30 Uhr bis 12:00 Uhr

Eine Einsicht in die Unterlagen ist nur nach vorheriger 
Terminvereinbarung (Tel.-Nr. 089 233-747586, E-Mail: 
wasserrecht.rku@muenchen.de) möglich.

Weiterhin wird der Antrag mit den dazugehörigen Plan-
unterlagen im oben genannten Zeitraum in der Bibliothek 
der Regierung von Oberbayern unter folgender Adresse 
und Uhrzeit zur Einsichtnahme ausgelegt:

https://s.bayern.de/pfb-energiewirtschaft
https://s.bayern.de/pfb-energiewirtschaft
mailto:energieversorgungsleitungen@reg-ob.bayern.de
mailto:energieversorgungsleitungen@reg-ob.bayern.de
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Regierung von Oberbayern
Maximilianstraße 39
80538 München
Montag bis Freitag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr

Der Antrag mit Planunterlagen und der Ablauf des  
Verfahrens wird mit Beginn der Auslegung auch auf  
der Internetseite des UVP-Verbund Portals unter https://
www.uvp-verbund.de zugänglich gemacht.

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt wer-
den, kann während der Auslegungsfrist und der sich daran 
anschließenden

Einwendungsfrist bis einschließlich Dienstag, 01.12.2026,

schriftlich oder zur Niederschrift beim Referat für Klima- und 
Umweltschutz oder beim Bergamt Südbayern Einwendun-
gen gegen das Vorhaben erheben und sich zu den Um-
weltauswirkungen des Vorhabens äußern (Äußerungsfrist).
Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach 
anderen Rechtsverordnungen befugt sind, Rechtsbehelfe 
nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Ent-
scheidung nach Art. 74 Bayerisches Verwaltungsverfah-
rensgesetz einzulegen, werden hiermit entsprechend von 
der Auslegung des Plans benachrichtigt. Gleichzeitig wird 
ihnen die Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb der 
oben genannten Einwendungsfrist gegeben.

Für die Fristwahrung ist der Eingang der Einwendung, Äu-
ßerung und Stellungnahme bei den auslegenden Stellen 
oder beim Bergamt Südbayern maßgeblich. Mit Ablauf der 
Äußerungsfrist sind für das Planfeststellungsverfahren alle 
Einwendungen und Äußerungen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen. Dies gilt 
entsprechend auch für Stellungnahmen der Vereinigungen. 
Die Einwendungen und Äußerungen müssen den geltend 
gemachten Belang und das Maß der Beeinträchtigung 
erkennen lassen. Sie sind in Schriftform, d.h. in einem mit 
handschriftlicher Unterschrift versehenen Schreiben zu 
erheben, soweit sie nicht zur Niederschrift erklärt werden. 
Weiterhin können Einwendungen elektronisch unter der 
Adresse bergamt@reg-ob.bayern.de erhoben werden. 
In diesem Falle ist das elektronische Dokument mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen. Die 
Erhebung von Einwendungen und Äußerungen durch Über-
sendung einer einfachen E-Mail ist daher nicht möglich.

Für Einwendungen bzw. Äußerungen, die von mehr als 
50 Personen auf Unterschriftenlisten unterzeichnet oder 
in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht 
werden (gleichförmige Eingaben), gilt derjenige Unter-
zeichner als Vertreter der übrigen Unterzeichner, der darin 
mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter bezeichnet 
ist, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt 
worden ist. Diese Angaben müssen deutlich sichtbar auf 
jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten 
sein. Vertreter kann nur eine natürliche Person sein. Ein-
wendungen, die den vorstehenden Anforderungen nicht 
entsprechen oder auf denen Unterzeichner ihren Namen 
oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben haben, 
können unberücksichtigt bleiben.

In Anwendung der EU-Datenschutz-Grundverordnung  
(DSGVO) weisen wir darauf hin, dass die erhobenen Ein-
wendungen und die darin mitgeteilten Daten ausschließ-
lich für dieses Planfeststellungsverfahren vom Bergamt 
Südbayern als Verantwortlichen erhoben, gespeichert 
und verarbeitet werden. Die persönlichen Daten werden 
benötigt, um den Umfang der jeweiligen Betroffenheit 
beurteilen zu können und werden an den Vorhabenträger 
und seine Beauftragten zur Auswertung weitergegeben. Die 
Verarbeitung der Daten ist zu Erfüllung unserer Aufgabe 
als zuständige Behörde für das bergrechtliche Verfahren 
erforderlich und erfolgt auf Grundlage von Art.  4 Baye-
risches Datenschutzgesetz i. V. m. Art.  6 Abs. 1 Satz 1 
Buchstabe e) DSGVO. Sowohl der Vorhabenträger als auch 
dessen Beauftragte sind zur Einhaltung der DSGVO ver-
pflichtet. Die Daten werden so lange gespeichert, wie dies 
unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für 
den genannten Zweck erforderlich ist. Ergänzend wird auf 
die Datenschutzerklärung der Regierung von Oberbayern 
(u. a. mit den Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten) 
verwiesen. Diese ist abrufbar unter https://www.regierung.
oberbayern.bayern.de/aufgaben/leistung/leistung_98546/
index.html.

Nach Ablauf der Äußerungsfrist werden die rechtzeitig 
erhobenen Einwendungen, Äußerungen und Stellungnah-
men mit dem Träger des Vorhabens, den Behörden, den 
Vereinigungen, den Betroffenen, sowie den Personen, die 
Einwendungen und Äußerungen vorgebracht haben, in 
einer mündlichen Verhandlung erörtert (Erörterungstermin). 
Der Erörterungstermin wird mindestens eine Woche vorher 
ortsüblich bekannt gemacht. Die Behörden, der Träger 
des Vorhabens und diejenigen, die Einwendungen und 
Äußerungen vorgebracht oder Stellungnahmen abgegeben 
haben, werden von dem Erörterungstermin benachrichtigt.

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines 
Beteiligten in dem Erörterungstermin auch ohne ihn 
verhandelt werden kann und dass die Personen, die Ein-
wendungen und Äußerungen vorgebracht haben, oder die 
Vereinigungen, die Stellungnahmen abgegeben haben, von 
dem Erörterungstermin durch öffentliche Bekanntmachung 
benachrichtigt werden können, wenn mehr als 50 Benach-
richtigungen vorzunehmen sind.

Bei Zulassung des Vorhabens entscheidet das Bergamt 
Südbayern als zuständige Planfeststellungsbehörde im 
Planfeststellungsverfahren über die Einwendungen und 
Äußerungen, über die im Erörterungstermin keine Einigung 
erzielt worden ist. Die Zustellung der Entscheidung (Plan-
feststellungsbeschluss) kann, bei mehr als 50 Zustellungen, 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

München, 18. September 2026
Regierung von Oberbayern

Dr. Konrad Schober
Regierungspräsident

https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/aufgaben/leistung/leistung_98546/index.html
https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/aufgaben/leistung/leistung_98546/index.html
https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/aufgaben/leistung/leistung_98546/index.html
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Bauwesen

REGIERUNG VON OBERBAYERN

Bekanntmachung Planfeststellungsverfahren nach Art. 
36 ff. BayStrWG i. V. m. Art. 72 ff. BayVwVfG für das  
Vorhaben Staatsstraße St 2356 Burgkirchen a. d. Alz – 
St 2108 (Emmerting); Ausbau zwischen Burgkirchen  
a. d. Alz und Hohenwart

Vom 18. September 2026

Für das oben genannte Bauvorhaben hat das Staatliche 
Bauamt Traunstein bei der Regierung von Oberbayern die 
Durchführung des Planfeststellungsverfahrens beantragt. 
Das Vorhaben umfasst den bestandsorientierten Ausbau 
der St 2356 zwischen Burgkirchen a. d. Alz und Hohenwart 
auf einer Länge von 2,9 km. Der Ausbaubereich befindet 
sich im Landkreis Altötting auf dem Gebiet der Gemeinden 
Burgkirchen a.d. Alz und Mehring. 

Für das Vorhaben einschließlich der landschaftspflegeri-
schen Maßnahmen werden Grundstücke in den Gemar-
kungen Burgkirchen a. d. Alz, Mehring, Reischach und 
Raitenhart beansprucht. Der Plan enthält auch Widmungen, 
Umstufungen und Einziehungen sowie wasserrechtliche 
Erlaubnisanträge.

Der Plan vom 02.06.2026 – bestehend aus Zeichnungen 
und Erläuterungen – wird durch Veröffentlichung auf der 
Internetseite der Regierung von Oberbayern unter dem Link

https://link2.bayern/pfv-staatsstrassen-obb

in der Zeit vom 21.09.2026 bis 20.10.2026 elektronisch 
ausgelegt.

Auf Verlangen eines Beteiligten ohne einen zur Kennt-
nisnahme vorbenannter Unterlagen ausreichenden Inter-
netzugang o. Ä. kann während der Dauer der Beteiligung 
(21.09.2026 bis 03.11.2026) eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zu den Planunterlagen zur Verfügung 
gestellt werden. Das Verlangen ist unter Angabe vollständi-
ger Kontaktdaten an die Regierung von Oberbayern, Sach-
gebiet 32 – Planfeststellung, Straßenrecht, Maximilian- 
straße 39, 80534 München (Betreff: St 2356 Burgkirchen 
a. d. Alz – St 2108 (Emmerting); Ausbau zwischen Burg-
kirchen a. d. Alz und Hohenwart), per E-Mail an strassen.
enteignungsrecht@reg-ob.bayern.de  oder telefonisch 
unter +49 (89) 2176-2641 bis zum 03.11.2026 zu richten.

1.	 Zuständig für die Durchführung des Planfeststellungs-
verfahrens sowie für die Erteilung von Auskünften und die 
Entgegennahme von Äußerungen, Einwendungen und 
Fragen ist die Regierung von Oberbayern.

2.	 Jede Person, deren Belange durch das Vorhaben be-
rührt werden, sowie Vereinigungen können Einwendungen 
bzw. Stellungnahmen gegen den Plan bis spätestens zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das bedeutet 

bis zum 03.11.2026, schriftlich gegenüber der Regierung 
von Oberbayern, Sachgebiet 32 Planfeststellung Straßen-
recht, Maximilianstraße 39, 80534 München, erheben. 
Die Abgabe der Einwendungen bzw. Stellungnahmen 
zur Niederschrift bei der Regierung von Oberbayern und 
eine elektronische Abgabe mittels einfacher E-Mail sind 
ausgeschlossen. Es wird darauf hingewiesen, dass keine 
Eingangsbestätigung erfolgt.

Die Einwendungen müssen den Namen, die Anschrift sowie 
ggf. die E-Mail-Adresse des Einwendungsführers enthal-
ten. Zudem müssen diese den geltend gemachten Belang 
und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind Einwendungen und 
Stellungnahmen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen.

In Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Un-
terschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Einwendungen), ist ein Unterzeichner mit Namen, Beruf 
und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner für das 
Verfahren zu bezeichnen, soweit er nicht von ihnen als Be-
vollmächtigter bestellt ist. Diese Angaben müssen deutlich 
sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite 
enthalten sein, andernfalls können diese Einwendungen 
unberücksichtigt bleiben. 

3.	 Die Regierung von Oberbayern kann auf eine Erör-
terung der rechtzeitig erhobenen Stellungnahmen und 
Einwendungen verzichten (Art. 38 Abs. 4 S. 1 BayStrWG). 
Findet ein Erörterungstermin statt, benachrichtigt die Regie-
rung von Oberbayern den Träger des Vorhabens und die-
jenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen 
abgegeben haben, rechtzeitig vorher über den Termin durch 
Bekanntmachung auf der Internetseite der Regierung von 
Oberbayern und in den örtlichen Tageszeitungen, in deren 
Verbreitungsgebiet sich das Vorhaben voraussichtlich aus-
wirken wird (Art. 38 Abs. 7 BayStrWG). Beim Ausbleiben 
eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne 
ihn verhandelt werden. 

4.	 Durch Einsichtnahme in den Plan, Erhebung von Ein-
wendungen und Abgabe von Stellungnahmen, Teilnahme 
am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende 
Aufwendungen werden nicht erstattet.

5.	 Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der 
Planfeststellung zumindest dem Grunde nach zu entschei-
den ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in 
einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

6.	 Über die Einwendungen wird nach Abschluss des An-
hörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde ent-
schieden. Der Planfeststellungsbeschluss wird nicht einzeln 
zugestellt, sondern die Entscheidung, die Rechtsbehelfs-
belehrung und die planfestgestellten Unterlagen werden 
für die Dauer von zwei Wochen auf der Internetseite der 
Regierung von Oberbayern veröffentlicht (Art. 38 Abs. 7a 
BayStrWG). Zusätzlich werden der verfügende Teil des 
Planfeststellungsbeschlusses, die Rechtsbehelfsbelehrung 

https://link2.bayern/pfv-staatsstrassen-obb
mailto:strassen.enteignungsrecht@reg-ob.bayern.de
mailto:strassen.enteignungsrecht@reg-ob.bayern.de
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und weitere Hinweise in den örtlichen Tageszeitungen, in 
deren Verbreitungsgebiet sich das Vorhaben voraussicht-
lich auswirken wird, bekannt gemacht. Mit dem Ende der 
Veröffentlichungsfrist gilt die Entscheidung gegenüber dem 
Träger des Vorhabens, den Betroffenen und denjenigen 
gegenüber, die Einwendungen bzw. Stellungnahmen er-
hoben haben, als zugestellt. Diese Zustellfiktion gilt auch 
für Vereinigungen. 

7.	 Von Beginn der Auslegung des Planes an treten die An-
baubeschränkungen gemäß Art. 23 bis 26 BayStrWG und 
die Veränderungssperre des Art. 27b BayStrWG in Kraft. 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Vorhabensträger 
nach Art. 36 Abs. 8 BayStrWG die Möglichkeit hat, eine 
vorläufige Anordnung zu beantragen, in der vorbereitende 
Maßnahmen oder Teilmaßnahmen zum Bau oder zur Än-
derung festgesetzt werden. 

8.	 Die Regierung von Oberbayern behält sich vor, alle ein-
gehenden Einwendungsschreiben einschließlich der darin 
enthaltenen persönlichen Angaben dem Vorhabensträger 
zur Stellungnahme zuzuleiten. Soweit damit kein Einver-
ständnis besteht, erfolgt die Zuleitung anonymisiert; ein 
etwaiger Anonymisierungswunsch ist vom Einwendungs-
führer in seinem Einwendungsschreiben ausdrücklich zu 
erklären. 

München, 18. September 2026
Regierung von Oberbayern

Dr. Konrad Schober 
Regierungspräsident 
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Landesentwicklung

REGIERUNG VON OBERBAYERN

Hinweis auf Bekanntgabe und Veröffentlichung

Neunte Verordnung zur 26. Änderung des Regionalplans 
der Region München (14) und Feststellung und 
Bekanntmachung des Flächenbeitragswerts gem. 
§  5 Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für 
Windenergieanlagen an Land (Windenergieflächen-
bedarfsgesetz – WindBG) i. V. m. Landesentwicklungs-
programm Bayern (LEP) 6.2.2 (Änderung des Kapitels 
B IV 7 Energieerzeugung mit Neufassung Teilkapitel 
B IV 7.2 Windenergie)

In seiner Sitzung am 14.04.2026 hat der Planungsausschuss 
des Regionalen Planungsverbands München (RPV 14) die 
Neunte Verordnung zur 26. Änderung des Regionalplans 
der Region München beschlossen. Sie beinhaltet die 
Änderung des Kapitels B IV 7 Energieerzeugung mit 
einer Neugliederung und Anpassung der Begründung 
dieses Kapitels sowie insbesondere die Neufassung des 
Teilkapitels B IV 7.2 Windenergie.

Aufgrund von Art. 33 Abs. 1 Bayerisches Landesplanungs-
gesetz in der Fassung der letzten Änderung durch § 5 des 
Gesetzes vom 23. April 2026 (GVBl. S. 190) (BayLplG 
2026) i. V. m. Art. 22 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen Landes- 
planungsgesetzes vom 25. Juni 2012 (GVBI. S. 254, BayRS 
230-1-W), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.  Juli 
2024 (GVBI. S. 257) (BayLplG 2024) hat die Regierung 
von Oberbayern als höhere Landesplanungsbehörde mit 
Bescheid vom 04. September 2026 diese Neunte Verord-
nung zur 26. Änderung des Regionalplans München (RP 
14) für verbindlich erklärt.

Hiermit wird gemäß Art. 33 Abs. 1 BayLplG 2026 i. V. m. 
Art. 18 Satz  1 2. Halbsatz und Art. 22 Abs. 1 Satz 3  
2. Halbsatz BayLplG 2024 auf die Bekanntgabe und Veröf-
fentlichung dieser Neunten Verordnung zur 26. Änderung 
des Regionalplans München hingewiesen. Die Änderung 
des Regionalplans liegt gemäß Art. 33 Abs. 1 BayLplG 2026 
i. V. m. Art. 18 Satz 1 1. Halbsatz, Art. 22 Abs. 1 Satz 3 
1. Halbsatz BayLplG 2024 ab dem Tag des Erscheinens 
dieses Amtsblattes bei der Regierung von Oberbayern als 
höhere Landesplanungsbehörde (80538 München, Maxi-
milianstraße 39, Zimmer 5418) während der für den Partei-
enverkehr festgelegten Zeiten (Mo. - Do. 08:00 -16:00 Uhr,  
Fr. 08:00 - 14:00 Uhr) zur Einsichtnahme aus. 

Darüber hinaus ist die Änderung auf der Homepage der 
Regierung von Oberbayern bei „Rechtskräftige Ände-
rungen des Regionalplans München (14)“ in das Internet 
eingestellt: 

https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/
raumordnung_landes_regionalplanung/regionalplanung/
muenchen/index.html 

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, der 
Verletzung des Entwicklungsgebots und von Mängeln 
des Abwägungsvorgangs sowie auf die Rechtsfolgen des 
Art. 33 Abs. 1 BayLplG 2026 i. V. m. Art. 23 BayLplG 2024 
wird hingewiesen.

Unbeachtlich werden demnach

1.	 eine nach Art. 23 Absatz 1 Nr. 1 und 2 BayLplG 2024 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung von Art. 23 Absatz 2 BayL-
plG 2024 beachtliche Verletzung des Art. 21 Abs.  1 
Satz 1 BayLplG 2024,

3.	 nach Art. 23 Abs. 3 BayLplG 2024 beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine nach Art. 23 Absatz 4 BayLplG 2024 beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über die Umweltprüfung,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres ab Bekanntmachung 
des Regionalplans gegenüber dem Regionalen Planungs-
verband München (RPV 14), Geschäftsstelle Region 14, Ar-
nulfstraße 60, 80335 München, schriftlich geltend gemacht 
werden; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen 
soll, ist darzulegen.

In der Verbindlicherklärung vom 4. September 2026 über 
die Neunte Verordnung zur 26. Änderung des Regio- 
nalplans München (RP 14) wird gemäß § 5 des Wind-
energieflächenbedarfsgesetz (WindBG) vom 20. Juli 2022 
(BGBl. I S. 1353), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189), von 
der höheren Landesplanungsbehörde festgestellt, dass die 
Region München den ihr gemäß Ziel 6.2.2 Landesentwick-
lungsprogramm Bayern (LEP) i. V. m. § 3 Abs. 2 WindBG 
bis zum 31. Dezember 2027 verpflichtend vorgegebenen 
Flächenbeitragswert von 1,1 % der Regionsfläche erreicht. 

Der Regionalplan München weist mit Inkrafttreten der 
Neunten Verordnung Vorranggebiete für den Bau und die 
Nutzung raumbedeutsamer Windenergieanlagen (Vorrang-
gebiete Windenergie) im Umfang von 10.303 ha aus. Dies 
entspricht einem Anteil von rund 1,87 % der Regionsfläche 
(550.056 ha). Dem regionalen Steuerungskonzept liegt 
gemäß Begründung zu Ziel 7.2.2.2 RP 14 eine Rotor-
außerhalb-Regelung zugrunde, die Festlegungen der Vor-
ranggebiete Windenergie enthalten keine Bestimmungen 
zur Beschränkung der Bauhöhe von Windenergieanlagen. 
Die einzelnen Vorranggebiete für Windenergie des Regio-
nalplans München sind in nachfolgender Tabelle gelistet, 
sie sind gemäß § 4 WindBG in vollem Umfang auf den 
Flächenbeitragswert der Region München anzurechnen. 

https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/raumordnung_landes_regionalplanung/regionalplanung/muenchen/index.html
https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/raumordnung_landes_regionalplanung/regionalplanung/muenchen/index.html
https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/raumordnung_landes_regionalplanung/regionalplanung/muenchen/index.html
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Lfd. Nr. Vorranggebiete
Windenergie ge-
mäß RP 14-Ziel 
B IV 7.2.3.1 i. V. m. 
RP 14-Ziel B IV
7.2.2.2

Gebietsgröße
in ha

Auf regionalen
Flächenbeitrag
anrechenbarer

Anteil in %

Rotor – 
außerhalb-Rege-
lung enthalten

Festlegung 
zur Höhen-
beschränkung 
enthalten

1 WE01 782,6 100 ja nein
2 WE02 298,1 100 ja nein
3 WE03 291,3 100 ja nein
4 WE04 1708,1 100 ja nein
5 WE05 1394,8 100 ja nein
6 WE06a 1440,8 100 ja nein
7 WE06b 442,9 100 ja nein
8 WE07a 82,1 100 ja nein
9 WE07c 163,4 100 ja nein

10 WE08 217,4 100 ja nein
11 WE09b 92,7 100 ja nein
12 WE10a 198,8 100 ja nein
13 WE10b 21,6 100 ja nein
14 WE11a 290,6 100 ja nein
15 WE11b 91,5 100 ja nein
16 WE11c 49,1 100 ja nein
17 WE11d 12,4 100 ja nein
18 WE12a 181,1 100 ja nein
19 WE12b 26,4 100 ja nein
20 WE12c 39,6 100 ja nein
21 WE13a 85,3 100 ja nein
22 WE13b 148,0 100 ja nein
23 WE13c 71,7 100 ja nein
24 WE13d 68,4 100 ja nein
25 WE13e 36,8 100 ja nein
26 WE14a 154,8 100 ja nein
27 WE14b 56,3 100 ja nein
28 WE14c 28,3 100 ja nein
29 WE14d 33,6 100 ja nein
30 WE14e 30,0 100 ja nein
31 WE15a 52,7 100 ja nein
32 WE15b 57,2 100 ja nein
33 WE15c 13,0 100 ja nein
34 WE15d 31,2 100 ja nein
35 WE18a 17,7 100 ja nein
36 WE18b 18,3 100 ja nein
37 WE18c 5,9 100 ja nein
38 WE19a 6,7 100 ja nein
39 WE19b 8,0 100 ja nein
40 WE19d 3,6 100 ja nein
41 WE20a 33,0 100 ja nein
42 WE20b 25,4 100 ja nein
43 WE20c 8,7 100 ja nein
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44 WE20d 8,4 100 ja nein
45 WE21b 65,7 100 ja nein
46 WE21e 4,2 100 ja nein
47 WE21g 6,6 100 ja nein
48 WE21h 8,1 100 ja nein
49 WE23a 69,6 100 ja nein
50 WE23b 25,0 100 ja nein
51 WE24a 39,2 100 ja nein
52 WE26a 202,8 100 ja nein
53 WE26b 351,3 100 ja nein
54 WE26c 312,6 100 ja nein
55 WE27a 54,0 100 ja nein
56 WE27b 124,5 100 ja nein
57 WE29b 105,9 100 ja nein
58 WE36 105,1 100 ja nein

In Summe: 10.303 ha 100

München, 14. September 2026
Regierung von Oberbayern

Dr. Konrad Schober
Regierungspräsident

http://www.regierung.oberbayern.bayern.de/
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